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I. Wahl des Präsidenten, der Stellvertreter   

§ 1 Konstituierung   

(1) Der neugewählte Bundestag wird zu seiner ersten Sitzung vom bisherigen Präsiden-

ten spätestens zum dreißigsten Tage nach der Wahl (Artikel 39 des Grundgesetzes) 

einberufen.   

(2) Bis der neugewählte Präsident oder einer seiner Stellvertreter das Amt übernimmt, 

leitet der bisherige Präsident die Sitzung (Alterspräsident). Gehört dieser nicht dem 

Bundestage an, ist dies durch den am längsten, durchgehend, dem Bundestag ange-

hörende Abgeordnete zu tun.   

(3) Nach Feststellung der Beschlussfähigkeit wird die Wahl des Präsidenten und der 

Stellvertreter vorgenommen.   

§ 2 Wahl des Präsidenten und der Stellvertreter   

(1) Der Bundestag wählt in geheimer Wahl den Präsidenten und seine Stellvertreter. Ihre 

Amtszeit endet mit dem Ende der Wahlperiode oder, wenn der Bundestag mit der 

Mehrheit seiner Mitglieder einen Nachfolger wählt. Jede Fraktion des Deutschen Bun-

destages ist durch mindestens einen Vizepräsidenten oder eine Vizepräsidentin im 

Präsidium vertreten.   

(2) Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages erhält. 

Ergibt sich im ersten Wahlgang keine Mehrheit, so können für einen zweiten Wahl-

gang neue Bewerber vorgeschlagen werden. Ergibt sich auch dann keine Mehrheit 

der Stimmen der Mitglieder des Bundestages, findet ein dritter Wahlgang statt. Bei 

nur einem Bewerber ist dieser gewählt, wenn er die Mehrheit der abgegebenen Stim-

men auf sich vereinigt. Bei mehreren Bewerbern kommen die beiden Bewerber mit 

den höchsten Stimmenzahlen in die engere Wahl; gewählt ist, wer die meisten Stim-

men auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los durch die Hand des 

amtierenden Präsidenten.   

(3) Weitere Wahlgänge mit einem im dritten Wahlgang erfolglosen Bewerber sind nur 

nach Vereinbarung im Ältestenrat zulässig. Werden nach erfolglosem Ablauf des Ver-

fahrens nach Absatz 2 neue Bewerber vorgeschlagen, ist neu in das Wahlverfahren 

gemäß Absatz 2 einzutreten.    

 § 3 Wahl des Bundeskanzlers   

(1) Die Wahl des Bundeskanzlers findet ohne Aussprache statt. Gewählt ist, wer die Stim-

men der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages auf sich vereinigt. (Art. 63 GG) Die 

Wahl wird mit verdeckten Stimmzetteln §42 nach durchgeführt. 

(2) Wahlvorschläge zu den Wahlgängen gemäß Artikel 63 Abs. 3 und 4 des Grundgeset-

zes sind von einem Viertel der Mitglieder des Bundestages oder einer Fraktion, die 

mindestens ein Viertel der Mitglieder des Bundestages umfasst, zu unterzeichnen.    
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II. Präsident, Präsidium und Ältestenrat    

§ 4 Präsidium   

Der Präsident und die Stellvertreter des Präsidenten bilden das Präsidium.   

§ 5 Ältestenrat   

(1) Der Ältestenrat besteht aus dem Präsidenten, seinen Stellvertretern und den parla-

mentarischen Geschäftsführern aller Fraktionen.   

(2) Der Ältestenrat unterstützt den Präsidenten bei der Führung der Geschäfte. Er führt 

eine Verständigung zwischen den Fraktionen über die Besetzung der Stellen der Aus-

schussvorsitzenden und ihrer Stellvertreter sowie über den Arbeitsplan des Bundes-

tages herbei. Bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben ist der Ältestenrat kein Be-

schlussorgan.   

(3) Der Ältestenrat beschließt über die inneren Angelegenheiten des Bundestages, so-

weit sie nicht dem Präsidenten oder dem Präsidium vorbehalten sind. Er verfügt 

über die Verwendung der dem Bundestag vorbehaltenen Räume. Er stellt den Vor-

anschlag für den Haushaltseinzelplan des Bundestages auf, von dem der Haushalts-

ausschuss nur im Benehmen mit dem Ältestenrat abweichen kann.   

(4) Der Ältestenrat beschließt auf Vorschlag des Präsidenten die Tagesordnung (§ 17) 

und verständigt sich auf die Redezeiten.   

§ 6 Aufgaben des Präsidenten   

(1) Der Präsident vertritt den Bundestag und regelt seine Geschäfte. Er wahrt die Würde 

und die Rechte des Bundestages, fördert seine Arbeiten, leitet die Verhandlungen ge-

recht und unparteiisch und wahrt die Ordnung im Hause. Er hat beratende Stimme 

in allen Ausschüssen.   

(2) Dem Präsidenten stehen das Hausrecht und die Polizeigewalt in allen der Verwaltung 

des Bundestages unterstehenden Gebäuden, Gebäudeteilen und Grundstücken zu. 

Der Präsident erlässt im Einvernehmen mit dem Ausschuss für Wahlprüfung, Immu-

nität und Geschäftsordnung eine Hausordnung.   

(3) Der Präsident schließt die Verträge, die für die Bundestagsverwaltung von erhebli-

cher Bedeutung sind, im Benehmen mit seinen Stellvertretern ab. Ausgaben im Rah-

men des Haushaltsplanes weist der Präsident an.   

(4) Ist der Präsident verhindert, vertritt ihn einer seiner Stellvertreter aus der zweit-

stärksten Fraktion.   

§ 7 Sitzungsvorstand   

(1) In den Sitzungen des Bundestages bildet der amtierende Präsident den Sitzungsvor-

stand. 
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(2) Der Präsident bestimmt im Einvernehmen mit seinen Stellvertretern die Reihen-

folge der Vertretung. Sind Präsident und Stellvertreter gleichzeitig verhindert, so 

übernimmt der Alterspräsident (§1 (2) Satz 2) die Leitung. 
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III. Fraktionen   

§ 8 Bildung der Fraktionen   

(1) Die Fraktionen entstehen unmittelbar aus den Ergebnissen über die Wahllisten.   

(2) Die genaue Bezeichnung der Fraktion, ihr Kürzel, die Namen der Fraktionsvorsitzen-

den, der parlamentarischen Geschäftsführer und Mitglieder sind dem Präsidenten 

schriftlich und förmlich mitzuteilen.    

(3) Wenn sich eine Änderung der nach Abs. 2 angegebenen Daten ergibt, ist diese unver-

züglich schriftlich und förmlich dem Präsidenten mitzuteilen.   

§ 9 Reihenfolge der Fraktionen   

Nach der Stärke der Fraktionen bestimmt sich ihre Reihenfolge. Bei gleicher Frakti-

onsstärke entscheidet das Los, das vom Präsidenten in einer Sitzung des Ältestenra-

tes gezogen wird.    

§9a Stellenanteile der Fraktionen 

Die Zusammensetzung der Ausschüsse sowie die Regelung des Vorsitzes ist im Ver-

hältnis der Stärke der einzelnen Fraktionen vorzunehmen. Derselbe Grundsatz gilt 

bei Wahlen, die der Bundestag vorzunehmen hat. 

§ 10 Mandatsinnehaben der Fraktionen   

Die durch die Bundestagswahl erworbenen Mandate hat die Fraktion inne, die in den 

Bundestag gewählt wurde. Die Abgeordneten übernehmen ihr Amt im Auftrag der 

Fraktion und können von diesen abberufen werden. 

Direkt gewählte Abgeordnete halten ihr Mandat selbst inne. 
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IV. Die Mitglieder des Bundestages   

§ 11 Unmittelbare Pflichten  

(1) Die Mitglieder des Bundestages sind verpflichtet, an den Arbeiten des Bundestages 

teilzunehmen. An jedem Sitzungstag wird eine Anwesenheitsliste ausgelegt, in die 

sich die Mitglieder des Bundestages einzutragen haben. Die Folgen der Nichteintra-

gung sind in § 13 Absatz 3 niedergeschrieben. Eintragen darf sich nur, wer im Plenar-

saal anwesend ist. 

(2) Die Mitglieder des Bundestages sind verpflichtet, einen Vor- und Nachnamen zu tra-

gen. Änderungen sollen eine Ausnahme bleiben und sind dem Präsidenten mitzutei-

len. 

§ 12 Urlaub   

Urlaub erteilt der Präsident. Urlaub auf unbestimmte Zeit wird nicht erteilt.   

§ 13 Die Mitgliedschaft im Bundestag   

(1) Die Mitglieder des Bundestages verpflichten sich, sich stets an die bestehende Ge-

schäftsordnung zu halten und die Ordnung und Würde des Hauses zu wahren.  

(2) Die Mitgliedschaft im Bundestag ermöglicht und verpflichtet zur Teilnahme an den 

Sitzungen des Deutschen Bundestages, zur Mitgliedschaft in Ausschüssen, zur Teil-

nahme an Diskussionen und Abstimmungen und zum Stellen von Anträgen und Ge-

setzentwürfen.   

(3) Die Mitgliedschaft im Bundestag verliert, wer an drei aufeinanderfolgenden Sitzun-

gen nicht in der Anwesenheitsliste eingetragen oder beurlaubt war. 

(4) Sollte eine Nach- oder Umbesetzung eines Mandats erforderlich sein, so ist dies spä-

testens 60 Minuten bis zum offiziellen Beginn der Sitzung dem Bundestagspräsidium 

durch den Fraktionsvorstand dem Präsidenten mitzuteilen. Der Ältestenrat kann die 

Frist zur Nach- oder Umbesetzung von Mandaten für die Dauer einer Sitzung auf ma-

ximal 24 Stunden vor offiziellem Beginn der Sitzung setzen. Dies ist durch das Bun-

destagspräsidium mindestens 48 Stunden vor offiziellem Beginn der Sitzung an alle 

Bundestagsmitglieder zu verkünden. 

§ 14 Geheimschutzordnung   

Der Bundestag beschließt eine Geheimschutzordnung, der Bestandteil dieser Ge-

schäftsordnung ist. Sie regelt die Behandlung aller Angelegenheiten, die durch beson-

dere Sicherungsmaßnahmen gegen die Kenntnisnahme durch Unbefugte geschützt 

werden müssen.   
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§ 15 Verhaltensregeln   

Die vom Bundestag gemäß § 44b des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mit-

glieder des Deutschen Bundestages (Abgeordnetengesetz) zu beschließenden Ver-

haltensregeln sind Bestandteil dieser Geschäftsordnung.   
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V. Tagesordnung, Einberufung, Leitung der Sitzung und Ord-

nungsmaßnahmen   

§ 16 Sitzungen   

Die Sitzungen des Bundestages sind öffentlich. Auf Antrag eines Zehntels seiner Mit-

glieder oder auf Antrag der Bundesregierung kann mit Zweidrittelmehrheit die Öf-

fentlichkeit ausgeschlossen werden. Über den Antrag wird in nichtöffentlicher Sit-

zung entschieden (Art. 42 GG). 

§ 17 Tagesordnung   

(1) Termin und Tagesordnung jeder Sitzung des Bundestages werden im Ältestenrat ver-

einbart, es sei denn, dass der Bundestag vorher darüber beschließt oder der Präsi-

dent sie nach § 18 Abs. 1 selbständig festsetzt.   

(2) Die Tagesordnung wird den Mitgliedern des Bundestages, dem Bundesrat und der 

Bundesregierung mitgeteilt. Sie gilt, wenn kein Widerspruch erfolgt, mit Aufruf des 

Punktes 1 als festgestellt. Nach Eröffnung jeder Plenarsitzung kann vor Eintritt in die 

jeweilige Tagesordnung jedes Mitglied des Bundestages eine Änderung der Tages-

ordnung beantragen, wenn es diesen Antrag bis spätestens zwei Stunden vor Beginn 

der Sitzung dem Präsidenten vorgelegt hat. 

(3) Nach Feststellung der Tagesordnung dürfen andere Verhandlungsgegenstände nur 

beraten werden, wenn nicht von einer Fraktion oder von anwesenden fünf vom Hun-

dert der Mitglieder des Bundestages widersprochen wird oder diese Geschäftsord-

nung die Beratung außerhalb der Tagesordnung zulässt. Der Bundestag kann jeder-

zeit einen Verhandlungsgegenstand von der Tagesordnung absetzen, soweit diese 

Geschäftsordnung nichts anderes bestimmt. 

(4) Vorlagen von Mitgliedern des Bundestages müssen auf Verlangen der Antragsteller 

auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung gesetzt und beraten werden, wenn seit 

der Verteilung der Drucksache (§ 67a) mindestens drei Wochen vergangen sind.   

(5) Ist eine Sitzung wegen Beschlussunfähigkeit aufgehoben worden, kann der Präsident 

für denselben Tag einmal eine weitere Sitzung mit derselben Tagesordnung einberu-

fen. Innerhalb dieser Tagesordnung kann er den Zeitpunkt für die Wiederholung der 

erfolglosen Abstimmung oder Wahl festlegen oder sie von der Tagesordnung abset-

zen, es sei denn, dass von einer Fraktion oder von anwesenden fünf vom Hundert der 

Mitglieder des Bundestages widersprochen wird.    

§ 18 Einberufung durch den Präsidenten   

(1) Selbständig setzt der Präsident Termin und Tagesordnung fest, wenn der Bundestag 

ihn dazu ermächtigt oder aus einem anderen Grunde als dem der Beschlussunfähig-

keit nicht entscheiden kann oder wenn der Präsident nach Absatz 2 zur Einberufung 

verpflichtet ist. 
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(2) Der Präsident ist zur Einberufung des Bundestages verpflichtet, wenn ein Drittel der 

Mitglieder des Bundestages, der Bundespräsident oder der Bundeskanzler es ver-

langen (Artikel 39 Abs. 3 des Grundgesetzes).   

(3) Hat der Präsident in anderen Fällen selbständig eine Sitzung anberaumt oder Nach-

träge zur Tagesordnung festgesetzt, so muss er bei Beginn der Sitzung die Genehmi-

gung des Bundestages einholen.   

§ 19 Leitung der Sitzungen   

Der Präsident eröffnet, leitet und schließt die Sitzungen. Vor Schluss der Sitzung gibt 

der Präsident nach den Vereinbarungen im Ältestenrat oder nach Beschluss des Bun-

destages den Termin der nächsten Sitzung bekannt.   

§ 20 Eröffnung der Aussprache   

Der Präsident hat über jeden Verhandlungsgegenstand, der auf der Tagesordnung 

steht, die Aussprache zu eröffnen, wenn sie nicht unzulässig oder an besondere Be-

dingungen geknüpft ist.   

§ 21 Verbindung der Beratung   

Die gemeinsame Beratung gleichartiger oder im Sachzusammenhang stehender Ver-

handlungsgegenstände kann jederzeit beschlossen werden.     

§ 22 Vertagung der Beratung oder Schluss der Aussprache   

(1) Ist die Rednerliste erschöpft oder meldet sich niemand zum Wort, so erklärt der Prä-

sident die Aussprache für geschlossen.   

(2) Der Bundestag kann auf Antrag einer Fraktion oder von anwesenden fünf vom Hun-

dert der Mitglieder des Bundestages die Beratung vertagen oder die Aussprache 

schließen. Der Antrag auf Schluss der Aussprache geht bei der Abstimmung dem An-

trag auf Vertagung vor. Ein Antrag auf Schluss der Aussprache darf erst zur Abstim-

mung gestellt werden, wenn jede Fraktion mindestens einmal zu Wort gekommen ist.   

§ 23 Vertagung der Sitzung   

Die Sitzung kann nur vertagt werden, wenn es der Bundestag auf Vorschlag des Prä-

sidenten oder auf Antrag einer Fraktion oder von anwesenden fünf vom Hundert der 

Mitglieder des Bundestages beschließt.     

§ 24 Worterteilung und Wortmeldung   

(1) Ein Mitglied des Bundestages darf nur sprechen, wenn ihm der Präsident das Wort 

erteilt hat. Will der Präsident selbst sich als Redner an der Aussprache beteiligen, so 

hat er während dieser Zeit den Vorsitz abzugeben. Mitglieder des Bundestages, die 
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zur Sache sprechen wollen, haben sich in der Regel bei dem Schriftführer, der die 

Rednerliste führt, zum Wort zu melden. Zur Geschäftsordnung und zur Abgabe von 

Erklärungen können Wortmeldungen durch Zuruf erfolgen.   

(2) Für Zwischenfragen an den Redner und für Zwischenbemerkungen in der Ausspra-

che über einen Verhandlungsgegenstand melden sich die Mitglieder des Bundestages 

über die Saalmikrofone zum Wort. Zwischenfragen und Zwischenbemerkungen, die 

kurz und präzise sein müssen, dürfen erst gestellt werden, wenn der Redner sie auf 

eine entsprechende Frage des Präsidenten zulässt. Im Anschluss an einen Debatten-

beitrag kann der Präsident das Wort zu einer Zwischenbemerkung von höchstens 

zwei Minuten erteilen; der Redner darf hierauf noch einmal antworten.   

(3) Zwischenfragen sind während der Sitzung schriftlich beim Präsidenten anzuzeigen.     

§ 25 Reihenfolge der Redner   

(1) Der Präsident bestimmt die Reihenfolge der Redner. Dabei soll ihn die Sorge für sach-

gemäße Erledigung und zweckmäßige Gestaltung der Beratung, die Rücksicht auf die 

verschiedenen Parteirichtungen, auf Rede und Gegenrede und auf die Stärke der 

Fraktionen leiten; insbesondere soll nach der Rede eines Mitgliedes oder Beauftrag-

ten der Bundesregierung eine abweichende Meinung zu Wort kommen.   

(2) Der erste Redner in der Aussprache zu Vorlagen von Mitgliedern des Bundestages 

soll nicht der Fraktion des Antragstellers angehören. Antragsteller und Berichterstat-

ter können vor Beginn und nach Schluss der Aussprache das Wort verlangen. Der Be-

richterstatter hat das Recht, jederzeit das Wort zu ergreifen.     

§ 26 Zur Geschäftsordnung   

(1) Zu einem Geschäftsordnungsantrag erteilt der Präsident vorrangig das Wort. Der An-

trag muss sich auf den zur Beratung stehenden Verhandlungsgegenstand oder auf die 

Tagesordnung beziehen.   

(2) Der Präsident kann die Worterteilung bei Geschäftsordnungsanträgen, denen ent-

sprochen werden muss (Verlangen), auf den Antragsteller, bei anderen Anträgen auf 

einen Sprecher jeder Fraktion beschränken.   

(3) Meldet sich ein Mitglied des Bundestages zur Geschäftsordnung zum Wort, ohne zu 

einem Geschäftsordnungsantrag sprechen oder einen solchen stellen zu wollen, so 

erteilt der Präsident das Wort nach seinem Ermessen.   

(4) Zur Geschäftsordnung darf der einzelne Redner nicht länger als fünf Minuten spre-

chen.  

§ 27 Erklärung zur Aussprache   

Zu einer Erklärung zur Aussprache wird das Wort nach Schluss, Unterbrechung oder 

Vertagung der Aussprache erteilt. Vorrangig kann der Präsident das Wort zur direk-

ten Erwiderung erteilen. Der Anlass ist ihm bei der Wortmeldung mitzuteilen. Mit ei-

ner Erklärung zur Aussprache dürfen nur Äußerungen, die sich in der Aussprache auf 
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die eigene Person bezogen haben, zurückgewiesen oder eigene Ausführungen rich-

tiggestellt werden; sie darf nicht länger als zwei Minuten dauern.    

§ 28 Erklärung zur Abstimmung   

(1) Nach Schluss der Aussprache kann jedes Mitglied des Bundestages zur abschließen-

den Abstimmung eine mündliche Erklärung, die nicht länger als eine Minute dauern 

darf, oder eine kurze schriftliche Erklärung abgeben, die in das Plenarprotokoll auf-

zunehmen ist. Der Präsident erteilt das Wort zu einer Erklärung in der Regel vor der 

Abstimmung.   

(2) Jedes Mitglied des Bundestages kann vor der Abstimmung erklären, dass es nicht an 

der Abstimmung teilnehme.   

§ 29 Erklärung außerhalb der Tagesordnung   

Zu einer tatsächlichen oder persönlichen Erklärung außerhalb der Tagesordnung 

kann der Präsident das Wort vor Eintritt in die Tagesordnung, nach Schluss, Unter-

brechung oder Vertagung einer Aussprache erteilen. Der Anlass ist ihm bei der Wort-

meldung schriftlich mitzuteilen. Die Erklärung darf nicht länger als zwei Minuten 

dauern.   

§ 30 Die Rede   

Die Redner sprechen grundsätzlich in freiem Vortrag. Sie können hierbei Aufzeich-

nungen benutzen.     

§ 31 Rededauer   

(1) Gestaltung und Dauer der Aussprache über einen Verhandlungsgegenstand werden 

auf Vorschlag des Ältestenrates vom Bundestag festgelegt. 

(1) Kommt es im Ältestenrat nicht zu einer Vereinbarung gemäß Satz 1 oder beschließt 

der Bundestag nichts anderes, darf der einzelne Redner in der Aussprache nicht län-

ger als 15 Minuten sprechen.  

(2) Auf Verlangen einer Fraktion kann einer ihrer Redner eine Redezeit bis zu 15 Minu-

ten in Anspruch nehmen. Der Präsident kann diese Redezeiten verlängern, wenn der 

Verhandlungsgegenstand oder der Verlauf der Aussprache dies nahelegt.   

(3) Spricht ein Mitglied der Bundesregierung, des Bundesrates oder einer ihrer Beauf-

tragten länger als 7 Minuten, kann die Fraktion, die eine abweichende Meinung vor-

tragen lassen will, für einen ihrer Redner eine entsprechende Redezeit verlangen.   

(4) Überschreitet ein Mitglied des Bundestages seine Redezeit, so soll ihm der Präsident 

nach einmaliger Mahnung das Wort entziehen.    



 

 

V. Tagesordnung, Einberufung, Leitung der Sitzung und 
Ordnungsmaßnahmen 

18 

§ 32 Sach- und Ordnungsruf, Wortentziehung   

(1) Der Präsident kann den Redner, der vom Verhandlungsgegenstand abschweift, zur 

Sache verweisen. Er kann Mitglieder des Bundestages, wenn sie die Ordnung oder 

die Würde des Bundestages verletzen, mit Nennung des Namens zur Ordnung rufen. 

Der Ordnungsruf und der Anlass hierzu dürfen von den nachfolgenden Rednern nicht 

behandelt werden.   

(2) Ist ein Redner während einer Rede dreimal zur Sache oder dreimal zur Ordnung ge-

rufen und beim zweiten Male auf die Folgen eines dritten Rufes zur Sache oder zur 

Ordnung hingewiesen worden, so muss ihm der Präsident das Wort entziehen und 

darf es ihm in derselben Aussprache zum selben Verhandlungsgegenstand nicht wie-

der erteilen. 

§ 33 Ausschluss von Mitgliedern des Bundestages   

(1) Wegen gröblicher Verletzung der Ordnung oder der Würde des Bundestages kann der 

Präsident ein Mitglied des Bundestages, auch ohne, dass ein Ordnungsruf ergangen 

ist, für die Dauer der Sitzung aus dem Saal verweisen. Bis zum Schluss der Sitzung 

muss der Präsident bekannt geben, für wie viele Sitzungstage das betroffene Mitglied 

ausgeschlossen wird. Ein Mitglied des Bundestages kann bis zu dreißig Sitzungstage 

ausgeschlossen werden.   

(2) Ein Sitzungsausschluss kann auch nachträglich, spätestens in der auf die gröbliche 

Verletzung der Ordnung oder der Würde des Bundestages folgenden Sitzung, ausge-

sprochen werden, wenn der Präsident während der Sitzung eine Verletzung der Ord-

nung oder der Würde des Bundestages ausdrücklich feststellt und sich einen nach-

träglichen Sitzungsausschluss vorbehält. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Ein 

bereits erteilter Ordnungsruf schließt einen nachträglichen Sitzungsausschluss nicht 

aus.   

(3) Das betroffene Mitglied hat den Sitzungssaal unverzüglich zu verlassen. Kommt es 

der Aufforderung nicht nach, wird es vom Präsidenten darauf hingewiesen, dass es 

sich durch sein Verhalten eine Verlängerung des Ausschlusses zuzieht.   

(4) Das betroffene Mitglied darf während der Dauer seines Ausschlusses auch nicht an 

Ausschusssitzungen teilnehmen.   

(5) Versucht das betroffene Mitglied, widerrechtlich an den Sitzungen des Bundestages 

oder seiner Ausschüsse teilzunehmen, findet Absatz 3 Satz 2 entsprechend Anwen-

dung.   

(6) Das betroffene Mitglied gilt als nicht beurlaubt. Es darf sich nicht in die Anwesen-

heitsliste eintragen.   

§ 34 Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen   

Gegen den Ordnungsruf (§ 32) und den Sitzungsausschluss (§ 33) kann das betroffene 

Mitglied des Bundestages bis zum nächsten Plenarsitzungstag schriftlich begründe-
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ten Einspruch einlegen. Der Einspruch ist auf die Tagesordnung dieser Sitzung zu set-

zen. Der Bundestag entscheidet ohne Aussprache. Der Einspruch hat keine aufschie-

bende Wirkung.   

§ 35 Unterbrechung der Sitzung   

Wenn im Bundestag störende Unruhe entsteht, die den Fortgang der Verhandlungen 

in Frage stellt, kann der Präsident die Sitzung auf bestimmte Zeit unterbrechen oder 

aufheben. Kann er sich kein Gehör verschaffen, so verlässt er den Präsidentenstuhl; 

die Sitzung wird dadurch unterbrochen. Zur Fortsetzung der Sitzung beruft der Prä-

sident ein.   

§ 36 Weitere Ordnungsmaßnahmen   

Sitzungsteilnehmer, die nicht Mitglieder des Bundestages sind, und Zuhörer unter-

stehen der Ordnungsgewalt des Präsidenten.  

§ 37 Herbeirufung eines Mitgliedes der Bundesregierung   

(1) Der Bundestag kann auf Antrag einer Fraktion oder von anwesenden zehn vom Hun-

dert der Mitglieder des Bundestages die Herbeirufung eines Mitgliedes der Bundes-

regierung beschließen.   

(2) Die Herbeirufung gilt als beschlossen, wenn sie nicht mit absoluter Mehrheit abge-

lehnt wird. Die Abstimmung darüber erfolgt nur auf Antrag einer Fraktion oder zehn 

vom Hundert der Mitglieder des Bundestages.   

§ 38 Recht auf jederzeitiges Gehör   

Die Mitglieder der Bundesregierung und des Bundesrates sowie ihre Beauftragten 

müssen nach Artikel 43 Abs. 2 des Grundgesetzes auf ihr Verlangen jederzeit gehört 

werden.   

§ 39 Wiedereröffnung der Aussprache   

(1) Ergreift nach Schluss der Aussprache oder nach Ablauf der beschlossenen Redezeit 

ein Mitglied der Bundesregierung, des Bundesrates oder einer ihrer Beauftragten zu 

dem Verhandlungsgegenstand das Wort, so ist die Aussprache wieder eröffnet.   

(2) Erhält während der Aussprache ein Mitglied der Bundesregierung, des Bundesrates 

oder einer ihrer Beauftragten zu dem Verhandlungsgegenstand das Wort, so haben 

die Fraktionen, deren Redezeit zu diesem Tagesordnungspunkt bereits ausgeschöpft 

ist, das Recht, noch einmal ein Viertel ihrer Redezeit in Anspruch zu nehmen.   

(3) Ergreift ein Mitglied der Bundesregierung, des Bundesrates oder einer ihrer Beauf-

tragten das Wort außerhalb der Tagesordnung, so wird auf Verlangen einer Fraktion 
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oder von anwesenden zehn vom Hundert der Mitglieder des Bundestages die Aus-

sprache über seine Ausführungen eröffnet. In dieser Aussprache dürfen keine 

Sachanträge gestellt werden.   

§ 39a Feststellung der Beschlussunfähigkeit   

(1) Der Bundestag ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder im Sit-

zungssaal anwesend ist.   

(2) Wird vor Beginn einer Abstimmung die Beschlussfähigkeit von einer Fraktion oder 

von anwesenden fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages bezweifelt und 

auch vom Sitzungsvorstand nicht einmütig bejaht oder wird die  Beschlussfähigkeit 

vom Sitzungsvorstand im Einvernehmen mit den Fraktionen bezweifelt, so ist in Ver-

bindung mit der Abstimmung die Beschlussfähigkeit durch Zählung der anwesenden 

Abgeordneten festzustellen. Der Präsident kann die Abstimmung auf kurze Zeit aus-

setzen.   

(3) Nach Feststellung der Beschlussunfähigkeit hebt der Präsident die Sitzung sofort auf. 

§ 17 Abs. 5 findet Anwendung. Ein Verlangen auf namentliche Abstimmung bleibt da-

bei in Kraft.         

§ 40 Fragestellung, Teilung der Frage   

(1) Der Präsident stellt die Fragen so, dass sie sich mit "Ja" oder "Nein" beantworten las-

sen. Sie sind in der Regel so zu fassen, dass gefragt wird, ob die Zustimmung erteilt 

wird oder nicht. Über die Fassung kann das Wort zur Geschäftsordnung verlangt wer-

den. Bei Widerspruch gegen die vorgeschlagene Fassung entscheidet der Bundestag.   

(2) Jedes Mitglied des Bundestages kann die Teilung der Frage beantragen. Ist die Zuläs-

sigkeit der Teilung zweifelhaft, so entscheidet bei Anträgen von Mitgliedern des Bun-

destages der Antragsteller, sonst der Bundestag. Unmittelbar vor der Abstimmung ist 

die Frage auf Verlangen vorzulesen.   

§ 41 Abstimmungsregeln   

(1) Abgestimmt wird schriftlich, entweder gesammelt in der Fraktion oder in namentli-

cher Abstimmung, wenn dies nach § 43 verlangt wird.   

(2) Soweit nicht das Grundgesetz, ein Bundesgesetz oder diese Geschäftsordnung an-

dere Vorschriften enthalten, entscheidet die einfache Mehrheit. Stimmengleichheit 

verneint die Frage.   

(3) Wird durch das Grundgesetz, ein Bundesgesetz oder diese Geschäftsordnung für ei-

nen Beschluss oder eine Wahl eine bestimmte Mehrheit vorgeschrieben, stellt der 

Präsident ausdrücklich fest, dass die Zustimmung der erforderlichen Mehrheit vor-

liegt.   
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(4) Die Abstimmungsnachrichten haben immer das Kürzel der Fraktion und die Anzahl 

der Stimmen zu enthalten. Die Nachrichten dürfen den Vollnamen der Fraktion ent-

halten.  Weitere Ergänzungen in den Stimmnachrichten machen die Stimmabgabe 

ungültig.   

§ 42 Wahlen mit verdeckten Stimmzetteln   

(1) Soweit in einem Bundesgesetz oder in dieser Geschäftsordnung Wahlen durch den 

Bundestag mit verdeckten (amtlichen) Stimmzetteln vorgeschrieben sind, findet die 

Wahl geheim statt.  

(2) Über die Vorgehensweise der Durchführung der geheimen Abstimmung entscheidet 

die Sitzungsleitung. Mögliche simulationsgerechte Vorgehensweisen sind ein Bot, 

über den durch Reaktionen abgestimmt wird oder eine Abgabe des Wahlzettels an 

die Sitzungsleitung. Das Präsidium ist mit der Auszählung beauftragt und darf das 

Abstimmungsverhalten einzelner Abgeordneter nicht weiterleiten oder kommentie-

ren. 

(3) Gegen die Vorgehensweise der Durchführung der geheimen Abstimmung kann bin-

nen 24 Stunden jeder Abgeordnete schriftlich Einspruch erheben. Der Einspruch 

muss in der nächsten Ältestenratssitzung behandelt werden. Das Urteil ist den Mit-

gliedern des Bundestages unverzüglich in schriftlicher Form mitzuteilen. 

(4) Bei Verstößen gegen die Abstimmungsregeln ist ferner der Rechtsweg einzulegen. 

Bis zur Rechtsprechung bleibt die Abstimmung gültig. 

§ 43 Namentliche Abstimmung   

Namentliche Abstimmung kann bis zur Eröffnung der Abstimmung von einer Frak-

tion oder von anwesenden zehn vom Hundert der Mitglieder des Bundestages ver-

langt werden. Nach beendeter Abgabe der Stimmen erklärt der Präsident die Abstim-

mung für geschlossen. Der Präsident zählt die Stimmen aus und verkündet das Ergeb-

nis.   

§ 44 Unzulässigkeit der namentlichen Abstimmung 

Eine namentliche Abstimmung ist unzulässig über:  

1. Stärke des Ausschusses,  

2. Abkürzung der Fristen, 

3. Sitzungszeit und Tagesordnung, 

4. Vertagung der Sitzung, 

5. Vertagung der Beratung oder Schluss der Aussprache,   

6. Teilung der Frage,   

7. Überweisung an einen Ausschuss.    
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VI. Ausschüsse   

§ 45 Ständige Ausschüsse und Sonderausschüsse   

(1) Zur Vorbereitung der Verhandlungen setzt der Bundestag ständige Ausschüsse ein. 

Für einzelne Angelegenheiten kann er Sonderausschüsse einsetzen.   

(2) Soweit das Grundgesetz oder Bundesgesetze die Einsetzung von Ausschüssen vor-

schreiben oder zulassen, richtet sich die Einsetzung und das Verfahren nach den 

Bestimmungen dieser Geschäftsordnung, es sei denn, dass im Grundgesetz, in den 

Bundesgesetzen oder in besonderen Geschäftsordnungen etwas anderes bestimmt 

ist.   

§ 46 Ausschüsse   

(1) Es sind folgende Ausschüsse immer einzusetzen:   

a) Ausschuss für Inneres, Justiz, Verbraucherschutz, Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend, Kultur, Medien, Sport, Wahlprüfung, Immunität, Geschäftsord-

nung und Petitionen (nach Art. 45c GG)   

b) Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten nach Art. 45A GG, Angelegenheiten 

der Europäischen Union nach Art. 45 GG, Menschenrechte und humanitäre 

Hilfe   

c) Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Haushalt, Wirtschaftliche Zusammenar-

beit und Entwicklung, Arbeit und Soziales, Umwelt, Gesundheit, Ernährung, 

Landwirtschaft und Verteidigung (nach Art. 45a GG)      

d) Ausschuss für Bildung und Forschung, Digitale Agenda und Digitalisierung, 

Verkehr und Infrastruktur    

(2) Die Zusammenführung mehrerer Ausschüsse oder die Einsetzung von nur einem Ge-

neralausschuss sind möglich. 

(3) Zur sachgemäßen Bearbeitung von Vorlagen können die Zuständigkeitsbereiche der 

Ausschüsse verändert verteilt werden, die Zugehörigkeit der ständigen Ausschüsse 

(1) muss aus dem Beschluss hervorgehen.  

(4) Bis die ständigen Ausschüsse eingerichtet wurden, wird ein Generalausschuss einge-

setzt.   

(5) Die Anzahl der Mitglieder der Ausschüsse ist durch den Bundestag zu beschließen. 

§ 47 Einsetzung von Untersuchungsausschüssen   

(1) Zur Vorbereitung seiner Arbeiten kann jeder Ausschuss aus seiner Mitte Unteraus-

schüsse mit bestimmten Aufträgen einsetzen, es sei denn, dass ein Drittel seiner Mit-

glieder widerspricht. In Ausnahmefällen können die Fraktionen auch Mitglieder des 

Bundestages benennen, die nicht dem Ausschuss angehören.   
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(2) Bei der Bestimmung des Vorsitzenden des Unterausschusses soll der Ausschuss sich 

nach dem Stärkeverhältnis der einzelnen Fraktionen richten (§ 9a). Wird der Unter-

ausschuss für eine bestimmte Dauer eingesetzt, kann er vorzeitig nur aufgelöst wer-

den, wenn ein Drittel der Mitglieder des Ausschusses nicht widerspricht; im Übrigen 

kann der Ausschuss den Unterausschuss jederzeit auflösen. Der Unterausschuss hat 

seinen Bericht dem Ausschuss vorzulegen.   

(3) In einem Unterausschuss muss jede Fraktion, die im Ausschuss vertreten ist, auf ihr 

Verlangen mindestens mit einem Mitglied vertreten sein. Im Übrigen sind die 

Grundsätze des § 9a zu berücksichtigen. Ist eine Vorlage mehreren Ausschüssen zur 

Beratung überwiesen worden oder fällt ein Verhandlungsgegenstand in den Ge-

schäftsbereich mehrerer Ausschüsse, können diese einen gemeinsamen Unteraus-

schuss bilden. 

§ 48 Enquete-Kommission   

(1) Zur Vorbereitung von Entscheidungen über umfangreiche und bedeutsame Sach-

komplexe kann der Bundestag eine Enquete-Kommission einsetzen. Auf Antrag ei-

nes Viertels seiner Mitglieder ist er dazu verpflichtet. Der Antrag muss den Auftrag 

der Kommission bezeichnen.   

(2) Die Mitglieder der Kommission werden im Einvernehmen der Fraktionen benannt 

und vom Präsidenten berufen. Kann ein Einvernehmen nicht hergestellt werden, so 

benennen die Fraktionen die Mitglieder im Verhältnis ihrer Stärke. Die Mitglieder-

zahl der Kommission soll, mit Ausnahme der in Absatz 3 genannten Mitglieder der 

Fraktionen, neun nicht übersteigen.   

(3) Jede Fraktion kann ein Mitglied, auf Beschluss des Bundestages auch mehrere Mit-

glieder, in die Kommission entsenden.   

(4) Die Enquete-Kommission hat ihren Bericht so rechtzeitig vorzulegen, dass bis zum 

Ende der Wahlperiode eine Aussprache darüber im Bundestag stattfinden kann.  So-

fern ein abschließender Bericht nicht erstattet werden kann, ist ein Zwischenbericht 

vorzulegen, auf dessen Grundlage der Bundestag entscheidet, ob die Enquete-Kom-

mission ihre Arbeit fortsetzen oder einstellen soll.   

§ 49 Mitgliederzahl der Ausschüsse   

(1) Das System für die Zusammensetzung der Ausschüsse und die Zahl der Mitglieder 

bestimmt der Bundestag. 

(2) Die Fraktionen benennen die Ausschussmitglieder und deren Stellvertreter. Der 

Präsident benennt fraktionslose Mitglieder des Bundestages als beratende Aus-

schussmitglieder.   

(3) Der Präsident gibt die erstmalig benannten Mitglieder und die späteren Änderungen 

dem Bundestag bekannt.   

(4) Zur Unterstützung der Mitglieder kann die Teilnahme eines Fraktionsmitarbeiters 

jeder Fraktion zu den Ausschusssitzungen zugelassen werden.   
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§ 50 Bestimmung des Vorsitzenden und seines Stellvertreters   

Die Ausschüsse bestimmen ihre Vorsitzenden und deren Stellvertreter nach den Ver-

einbarungen im Ältestenrat.   

§ 51 Rechte, Pflichten des Vorsitzenden   

(1) Dem Vorsitzenden obliegen die Vorbereitung, Einberufung und Leitung der Aus-

schusssitzungen sowie die Durchführung der Ausschussbeschlüsse.   

(2) Der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen unter Be-

rücksichtigung des Grundsatzes des § 25 Abs. 1 Satz 2.   

(3) Sitzungsteilnehmer, die nicht Mitglieder des Bundestages sind, und Zuhörer unter-

stehen während der Sitzung der Ordnungsgewalt des Vorsitzenden.   

(4) Ist der ordnungsgemäße Ablauf einer Sitzung nicht mehr gewährleistet, kann der 

Vorsitzende die Sitzung unterbrechen oder im Einvernehmen mit den Fraktionen im 

Ausschuss beenden. 

§ 52 Einberufung der Ausschusssitzungen   

(1) Der Vorsitzende kann im Rahmen der vom Ältestenrat festgelegten Tagungsmög-

lichkeiten für Ausschüsse (Zeitplan) Ausschusssitzungen selbständig einberufen, es 

sei denn, dass der Ausschuss im Einzelfall etwas anderes beschließt.   

(2) Der Vorsitzende ist zur Einberufung zum nächstmöglichen Termin innerhalb des 

Zeitplanes verpflichtet, wenn es eine Fraktion im Ausschuss oder mindestens ein 

Drittel der Mitglieder des Ausschusses unter Angabe der Tagesordnung verlangt.   

(3) Zur Einberufung einer Sitzung außerhalb des Zeitplanes oder außerhalb des stän-

digen Sitzungsortes des Bundestages ist der Vorsitzende nur berechtigt, wenn ein 

entsprechendes Verlangen einer Fraktion oder von fünf vom Hundert der Mitglie-

der des Bundestages oder ein einstimmiger Beschluss des Ausschusses vorliegt und 

die Genehmigung des Präsidenten erteilt worden ist.   

§ 53 Tagesordnung der Ausschüsse   

(1) Termin und Tagesordnung werden vom Vorsitzenden festgesetzt, es sei denn, dass 

der Ausschuss vorher darüber beschließt. Die Tagesordnung soll den Ausschussmit-

gliedern in der Regel zwei Tage vor der Sitzung zugeleitet werden.   

(2) Der Ausschuss kann die Tagesordnung mit Mehrheit ändern, erweitern kann er sie 

nur, wenn nicht eine Fraktion oder ein Drittel der Ausschussmitglieder widerspricht.   

(3) Die Tagesordnung jeder Ausschusssitzung ist mit Angabe des Ortes, des Termins und, 

soweit vereinbart, der Dauer der Sitzung den beteiligten Bundesministerien und dem 

Bundesrat mitzuteilen.     
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§ 54 Aufgaben der Ausschüsse   

(1) Die Ausschüsse sind zu baldiger Erledigung der ihnen überwiesenen Aufgaben ver-

pflichtet. Als vorbereitende Beschlussorgane des Bundestages haben sie die Pflicht, 

dem Bundestag bestimmte Beschlüsse zu empfehlen, die sich nur auf die ihnen über-

wiesenen Vorlagen oder mit diesen in unmittelbarem Sachzusammenhang stehen-

den Fragen beziehen dürfen. Sie können sich jedoch mit anderen Fragen aus ihrem 

Geschäftsbereich befassen; mit Angelegenheiten der Europäischen Union, die ihre 

Zuständigkeit betreffen, sollen sie sich auch unabhängig von Überweisungen zeitnah 

befassen. Weitergehende Rechte, die einzelnen Ausschüssen durch Grundgesetz, 

Bundesgesetz, in dieser Geschäftsordnung oder durch Beschluss des Bundestages 

übertragen sind, bleiben unberührt.   

(2) Zwei Sitzungswochen nach Überweisung einer Vorlage können eine Fraktion oder 

fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages verlangen, dass der Ausschuss 

durch den Vorsitzenden oder Berichterstatter dem Bundestag einen Bericht über den 

Stand der Beratungen erstattet. Wenn sie es verlangen, ist der Bericht auf die Tages-

ordnung des Bundestages zu setzen.   

§ 55 Federführender Ausschuss   

(1) Den Bericht an den Bundestag gemäß § 57 kann nur der federführende Ausschuss 

erstatten.   

(2) Werden Vorlagen an mehrere Ausschüsse überwiesen (§ 70), sollen die beteiligten 

Ausschüsse mit dem federführenden Ausschuss eine angemessene Frist zur Über-

mittlung ihrer Stellungnahme vereinbaren. Werden nicht innerhalb der vereinbar-

ten Frist dem federführenden Ausschuss die Stellungnahmen vorgelegt oder kommt 

eine Vereinbarung über eine Frist nicht zustande, kann der federführende Aus-

schuss dem Bundestag Bericht erstatten, frühestens jedoch in der vierten auf die 

Überweisung folgenden Sitzungswoche.   

§ 56 Verhandlungsgegenstände   

(1) Verhandlungsgegenstände sind die dem Ausschuss überwiesenen Vorlagen und Fra-

gen aus dem Geschäftsbereich des Ausschusses.    

(2) Sind dem Ausschuss mehrere Vorlagen zum selben Gegenstand überwiesen, be-

schließt der Ausschuss, welche Vorlage als Verhandlungsgegenstand für seine Be-

schlussempfehlung an den Bundestag dienen soll. Andere Vorlagen zum selben Ge-

genstand können, auch wenn sie bei der Beratung nicht oder nur teilweise berück-

sichtigt wurden, für erledigt erklärt werden. Wird der Erledigterklärung von einer 

Fraktion im Ausschuss widersprochen, muss über die Vorlagen abgestimmt werden. 

Die Beschlussempfehlung, die Vorlagen für erledigt zu erklären oder abzulehnen, ist 

dem Bundestag vorzulegen.       
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§ 57 Berichterstatterbenennung, Berichterstattung   

(1) Vorbehaltlich der Entscheidung des Ausschusses benennt der Vorsitzende einen oder 

mehrere Berichterstatter für jeden Verhandlungsgegenstand.   

(2) Ausschussberichte an den Bundestag über Vorlagen sind in der Regel schriftlich zu 

erstatten. Sie können mündlich ergänzt werden.   

(3) Die Berichte müssen die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses mit 

Begründung sowie die Ansicht der Minderheit und die Stellungnahmen der beteilig-

ten Ausschüsse enthalten.   

§ 58 Beschlussunfähigkeit im Ausschuss   

Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist. Er 

gilt solange als beschlussfähig, wie nicht vor einer Abstimmung ein Mitglied verlangt, 

die Beschlussfähigkeit durch Auszählen festzustellen. Der Vorsitzende kann die Ab-

stimmung, vor der die Feststellung der Beschlussfähigkeit verlangt wurde, auf be-

stimmte Zeit verschieben und, wenn kein Widerspruch erfolgt, die Aussprache fort-

setzen oder einen anderen Tagesordnungspunkt aufrufen. Ist nach Feststellung der 

Beschlussunfähigkeit die Sitzung auf bestimmte Zeit unterbrochen worden und nach 

Wiedereröffnung die Beschlussfähigkeit noch nicht gegeben, gilt Satz 3.     

§ 59 Herbeirufung eines Mitgliedes der Bundesregierung zu den Aus-

schusssitzungen   

Das Recht des Ausschusses, die Anwesenheit eines Mitgliedes der Bundesregierung 

zu verlangen, gilt auch, wenn es in einer öffentlichen Sitzung gehört werden soll. Über 

einen entsprechenden Antrag ist in nichtöffentlicher Sitzung zu entscheiden. 

§ 60 Nichtöffentliche Ausschusssitzungen   

(1) Die Beratungen der Ausschüsse sind grundsätzlich nicht öffentlich. Der Ausschuss 

kann beschließen, für einen bestimmten Verhandlungsgegenstand oder Teile des-

selben die Öffentlichkeit zuzulassen. Die Öffentlichkeit einer Sitzung ist hergestellt, 

wenn der Presse und sonstigen Zuhörern im Rahmen der Raumverhältnisse der Zu-

tritt gestattet wird.   

(2) An den nichtöffentlichen Ausschusssitzungen können Mitglieder des  Bundestages, 

die dem Ausschuss nicht angehören, als Zuhörer teilnehmen, es sei denn, dass der 

Bundestag bei der Einsetzung der Ausschüsse beschließt, das Zutrittsrecht für ein-

zelne Ausschüsse auf die ordentlichen Mitglieder und deren namentlich benannte 

Stellvertreter zu beschränken. Diese Beschränkung kann nachträglich für die Bera-

tung bestimmter Fragen aus dem Geschäftsbereich der Ausschüsse erfolgen. Die 

Ausschüsse können für bestimmte Verhandlungsgegenstände im Einzelfall Ausnah-

men von der Beschränkung des Zutrittsrechts beschließen.   
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(3) Berät ein Ausschuss, dessen Verhandlungen nicht vertraulich sind, Vorlagen von 

Mitgliedern des Bundestages, so ist dem Erstunterzeichner, wenn er nicht Mitglied 

des Ausschusses ist, die Tagesordnung zuzuleiten. Er kann insoweit mit beratender 

Stimme an der Sitzung teilnehmen oder sich von einem der anderen Antragsteller 

vertreten lassen. In besonderen Fällen soll der Ausschuss auch andere Mitglieder 

des Bundestages zu seinen Verhandlungen mit beratender Stimme hinzuziehen oder 

zulassen.   

(4) Vorbehaltlich gesetzlicher Beschränkungen des Zutrittsrechts haben die Fraktions-

vorsitzenden beratende Stimme in allen Ausschüssen und Sonderausschüssen. Sie 

können ein Mitglied ihrer Fraktion beauftragen, sie zu vertreten.   

(5) Berät der Ausschuss einen ihm federführend überwiesenen Gesetzentwurf, durch 

den wesentliche Belange von Gemeinden und Gemeindeverbänden berührt werden, 

ist den auf Bundesebene bestehenden kommunalen Spitzenverbänden vor Be-

schlussfassung im Ausschuss Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Wesentliche 

Belange im Sinne des Satzes 1 werden durch Gesetze berührt, die ganz oder teil-

weise von den Gemeinden oder Gemeindeverbänden auszuführen sind, ihre öffent-

lichen Finanzen unmittelbar betreffen oder auf ihre Verwaltungsorganisation ein-

wirken. Von der Bestimmung des Satzes 1 kann bei Regierungsvorlagen abgesehen 

werden, wenn aus der Begründung der Vorlagen die Auffassungen der kommunalen 

Spitzenverbände ersichtlich sind.   

(6) Ist bei Ausschusssitzungen die Teilnahme auf die ordentlichen Mitglieder und deren 

namentlich benannte Stellvertreter beschränkt, kann einer der Antragsteller, der 

nicht Mitglied des Ausschusses ist, zur Begründung der Vorlage teilnehmen.   

(7) Für die Beratung einer VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher 

gelten die Bestimmungen der Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages.   

(8) Beraten mehrere Ausschüsse in gemeinsamer Sitzung über denselben Verhand-

lungsgegenstand, stimmen die Ausschüsse getrennt ab.   

§ 61 Antragstellung im Ausschuss, Schluss der Aussprache   

(1) Antragsberechtigt sind die Ausschussmitglieder, deren Stellvertreter im Falle der 

Vertretung eines Ausschussmitgliedes aus ihrer Fraktion sowie beratende Aus-

schussmitglieder. Ein schriftlicher Antrag eines nicht anwesenden Mitgliedes des 

Ausschusses darf nur zur Abstimmung gestellt werden, wenn ein anwesendes stimm-

berechtigtes Mitglied ihn übernimmt.   

(2) Mitglieder des Bundestages, die nicht Ausschussmitglieder sind, können Änderungs-

anträge zu überwiesenen Vorlagen an den federführenden Ausschuss stellen. Die An-

tragsteller können insoweit mit beratender Stimme an der Sitzung des Ausschusses 

teilnehmen.   

(3) Ein Antrag auf Schluss der Aussprache darf frühestens zur Abstimmung gestellt wer-

den, wenn jede Fraktion Gelegenheit hatte, zur Sache zu sprechen und von der jewei-

ligen Fraktionsauffassung abweichende Meinungen vorgetragen werden konnten.   
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§ 62 Ausschussprotokolle   

(1) Über jede Ausschusssitzung ist ein schriftliches Protokoll anzufertigen. Es muss min-

destens alle Anträge und die Beschlüsse des Ausschusses enthalten.    

(2) Protokolle über nichtöffentliche Sitzungen der Ausschüsse (§ 60) sind grundsätzlich 

keine Verschlusssachen im Sinne der Geheimschutzordnung (vgl. § 2 Abs. 5 GSO). So-

weit sie der Öffentlichkeit nicht ohne weiteres zugänglich sein sollen, sind sie vom 

Ausschuss mit einem entsprechenden Vermerk zu versehen; die Einzelheiten werden 

in den nach Absatz 3 zu erlassenden Richtlinien geregelt. Protokolle von öffentlichen 

Sitzungen dürfen diesen Vermerk nicht tragen.   

(3) Für die Behandlung der Protokolle erlässt der Präsident im Benehmen mit dem Prä-

sidium besondere Richtlinien.   

§ 63 Anwendbarkeit der Bestimmungen der GOBT   

Soweit die Verfahrensregeln für die Ausschüsse nichts anderes bestimmen, gelten für 

Ausschüsse und Enquete-Kommissionen die übrigen Bestimmungen der Geschäfts-

ordnung, entsprechend.    
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VII. Vorlagen und ihre Behandlung   

§ 64 Vorlagen    

(1) Folgende Vorlagen können als Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung des 

Bundestages gesetzt werden (selbständige Vorlagen):   

- Gesetzentwürfe,   

- Beschlussempfehlungen des Ausschusses nach Artikel 77 Abs. 2 des Grundge-

setzes (Vermittlungsausschuß),   

- Anträge auf Zurückweisung von Einsprüchen des Bundesrates,   

- Anträge,   

- Berichte und Materialien zur Unterrichtung des Bundestages (Unterrichtun-

gen),  

- Große Anfragen an die Bundesregierung und ihre Beantwortung,   

- Wahlvorschläge, soweit sie als Drucksachen verteilt worden sind,   

- Beschlussempfehlungen und Berichte in Wahlprüfungs-, Immunitäts- und Ge-

schäftsordnungsangelegenheiten,   

- Beschlussempfehlungen und Berichte über Petitionen,   

- Beschlussempfehlungen und Berichte des Rechtsausschusses über Streitsachen 

vor dem Bundesverfassungsgericht,   

- Beschlussempfehlungen und Berichte von Untersuchungsausschüssen,  

- Zwischenberichte der Ausschüsse,   

- Rechtsverordnungen, soweit sie aufgrund gesetzlicher Grundlagen dem Bun-

destag zuzuleiten sind. 

(2) Vorlagen zu Verhandlungsgegenständen sind (unselbständige Vorlagen):   

- Beschlussempfehlungen sind Berichte der Ausschüsse,   

- Änderungsanträge,   

- Entschließungsanträge zu Gesetzentwürfen, Unterrichtungen, Regierungserklärun-

gen, Große Anfragen, Entschließungen des Europäischen Parlaments, Unionsdoku-

mente, Stabilitätsvorlagen und Rechtsverordnungen.   

(3) Als Vorlagen gelten auch Kleine Anfragen; sie können nicht als Verhandlungsgegen-

stand auf die Tagesordnung gesetzt werden.   

§ 65 Zurückweisung von Vorlagen   

(1) Wenn die Beweislage eindeutig ist, dass eine Vorlage von einem anderen Urheber 

ganz oder in Teilen übernommen ist, so hat der Ältestenrat unter Darlegung der Be-

weise die Vorlage zurückzuweisen.   

(2) Die Vorlage gilt nach ihrer Zurückweisung als erledigt.     
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§ 66 Vorlagen von Mitgliedern des Bundestages   

(1) Vorlagen von Mitgliedern des Bundestages (§ 64) müssen von einer Fraktion oder 

von einem Abgeordneten unterzeichnet werden.   

(2) Gesetzentwürfe müssen, Anträge können mit einer kurzen Begründung versehen 

werden.   

§ 67 Behandlung der Vorlagen   

(1) Vorlagen werden an die Mitglieder des Bundestages, des Bundesrates und an die Bun-

desministerien in der Regel auf elektronischem Weg verteilt. Eine Verteilung in Pa-

pierform ist weiterhin zulässig.   

(2) Bei Vorlagen gemäß § 64 Abs. 1 Buchstabe e, die der Unterrichtung des  Bundestages 

dienen (Berichte, Denkschriften, Programme, Gutachten,  Nachweisungen und ähnli-

ches), kann der Präsident, soweit sie nicht auf gesetzlichen  Vorschriften oder Be-

schlüssen des Bundestages beruhen, im Benehmen mit dem  Ältestenrat ganz oder 

teilweise von der Verteilung absehen. In diesen Fällen wird der Eingang dieser Vor-

lagen und im Benehmen mit dem Ältestenrat die Art ihrer Behandlung als amtliche 

Mitteilung durch den Präsidenten bekanntgegeben. Sie werden als Übersicht in einer 

Drucksache zusammengestellt, in der auch anzugeben ist, in welchen Räumen des 

Bundestages die Vorlagen eingesehen werden können.   

§ 67a Fristenberechnung 

Der Tag der Verteilung der Drucksache wird bei Fristen nicht eingerechnet. Eine 

Drucksache gilt als verteilt, wenn sie für die Mitglieder des Bundestages elektronisch 

aufrufbar ist. 

Die Fristen gelten auch dann als gewahrt, wenn infolge technischer Schwierigkeiten 

oder aus zufälligen Gründen eine Drucksache erst nach der allgemeinen Verteilung 

aufrufbar ist. 

§ 68 Beratungen   

(1) Gesetzentwürfe werden in drei Beratungen, Verträge mit auswärtigen Staaten und 

ähnliche Verträge, welche die politischen Beziehungen des Bundes regeln oder sich 

auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen (Artikel 59 Abs. 2 des Grundge-

setzes), grundsätzlich in zwei Beratungen und nur auf Beschluss des Bundestages in 

drei Beratungen, alle anderen Vorlagen grundsätzlich in einer Beratung behandelt. 

(2) Anträge können ohne Aussprache einem Ausschuss überwiesen werden. Auch wenn 

sie nicht verteilt sind, kann über sie abgestimmt werden, es sei denn, dass von einer 

Fraktion oder von anwesenden fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages 

widersprochen wird. Im Übrigen gelten für Anträge sinngemäß die Vorschriften über 

die Beratung von Gesetzentwürfen.   
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(3) Werden Vorlagen gemäß Absatz 1 in zwei Beratungen behandelt, so finden für die 

Schlussberatung neben den Bestimmungen für die zweite Beratung die Bestimmung 

über die Schlussabstimmung entsprechende Anwendung.   

(4) Soweit die Geschäftsordnung nichts anderes vorschreibt oder zulässt, beginnen die 

Beratungen der Vorlagen frühestens am Tage nach Verteilung der Drucksachen (§ 

67a).   

§ 69 Erste Beratung von Gesetzentwürfen   

In der ersten Beratung findet eine allgemeine Aussprache nur statt, wenn es vom Äl-

testenrat empfohlen, bis zum Aufruf des betreffenden Punktes der Tagesordnung von 

einer Fraktion oder von anwesenden fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundesta-

ges verlangt oder beschlossen wird. In der Aussprache werden nur die Grundsätze 

der Vorlagen besprochen. Sachanträge dürfen nicht gestellt werden.   

§ 70 Überweisung an einen Ausschuss   

(1) Am Schluss der ersten Beratung wird der Gesetzentwurf vorbehaltlich einer abwei-

chenden Entscheidung gemäß Absatz 2 einem Ausschuss überwiesen; er kann nur in 

besonderen Fällen gleichzeitig mehreren Ausschüssen überwiesen werden, wobei 

der federführende Ausschuss zu bestimmen ist. Weitere Ausschüsse können sich im 

Benehmen mit dem federführenden Ausschuss an der Beratung bestimmter Fragen 

der Vorlage gutachtlich beteiligen.   

(2) Auf Antrag einer Fraktion oder von fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundesta-

ges kann der Bundestag mit einer Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder 

beschließen, ohne Ausschussüberweisung in die zweite Beratung einzutreten. Für 

den Antrag gilt die Frist des § 17 Abs. 2 Satz 3. 

(3) Vorlagen gemäß § 64 Abs. 1 Buchstabe e kann der Präsident, ohne sie auf die Tages-

ordnung zu setzen, nach Vereinbarung im Ältestenrat einem Ausschuss überweisen. 

Eine Berichterstattung an den Bundestag erfolgt nur, wenn der Ausschuss einen über 

die Kenntnisnahme hinausgehenden Beschluss empfehlen will. Erhebt der Haus-

haltsausschuss gegen eine Unionsvorlage, deren Finanzierung nicht durch den je-

weiligen jährlichen Eigenmittelansatz der Europäischen Union gedeckt ist oder er-

kennbar nicht gedeckt sein wird, Bedenken zu ihrer Vereinbarkeit mit dem laufen-

den oder mit künftigen Haushalten des Bundes, hat der federführende Ausschuss Be-

richt zu erstatten.   

(4) Vorlagen, die nach Vereinbarung im Ältestenrat im vereinfachten Verfahren behan-

delt werden sollen, werden in einem gemeinsamen Tagesordnungspunkt zusam-

mengefasst. Über die Überweisung dieser Vorlagen wird ohne Aussprache in einer 

einzigen Abstimmung insgesamt abgestimmt. Wird die Teilung der Abstimmung be-

antragt (§ 40), bedarf es einer Abtrennung der Abstimmung über den Überweisungs-

vorschlag zu einer Vorlage nicht, falls dem Antrag eines Mitglieds des Bundestages 

zur Änderung des Überweisungsvorschlags des Ältestenrats nicht widersprochen 
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wird. Wird zu einer Vorlage, für die das vereinfachte Verfahren vorgesehen ist, von 

einem Mitglied des Bundestages die Aussprache beantragt, ist über diesen Antrag 

zuerst abzustimmen. Findet der Antrag die Mehrheit, wird die betroffene Vorlage als 

Zusatzpunkt auf die Tagesordnung der laufenden Sitzungswoche gesetzt.    

§ 71 Zweite Beratung von Gesetzentwürfen   

(1) Die zweite Beratung wird mit einer allgemeinen Aussprache eröffnet, wenn sie vom 

Ältestenrat empfohlen oder von einer Fraktion oder von anwesenden fünf vom Hun-

dert der Mitglieder des Bundestages verlangt wird. In die zweite Beratung ist erst 

einzutreten, wenn die Beschlussempfehlung und der Ausschussbericht verteilt 

wurde.   

(2) Über jede selbständige Bestimmung wird der Reihenfolge nach und zuletzt über Ein-

leitung und Überschrift die Aussprache eröffnet und geschlossen. Nach Schluss der 

Aussprache über jede Einzelbestimmung wird abgestimmt.   

(3) Auf Beschluss des Bundestages kann die Reihenfolge geändert, die Aussprache über 

mehrere Einzelbestimmungen verbunden oder über Teile einer Einzelbestimmung 

oder über verschiedene Änderungsanträge zu demselben Gegenstand getrennt wer-

den.   

(4) Über mehrere oder alle Teile eines Gesetzentwurfs kann gemeinsam abgestimmt 

werden. Über Verträge mit auswärtigen Staaten und ähnliche Verträge gemäß Artikel 

59 Abs. 2 des Grundgesetzes wird im Ganzen abgestimmt.    

§ 72 Änderungsanträge und Zurückverweisung in zweiter Lesung       

(1) Änderungen zu Gesetzentwürfen in zweiter Beratung können beantragt werden, so-

lange die Beratung des Gegenstandes, auf den sie sich beziehen, noch nicht abge-

schlossen ist. Die Anträge müssen von mindestens einem Mitglied des Bundestages 

unterzeichnet sein und können mit einer kurzen Begründung versehen werden; 

wenn sie noch nicht verteilt sind, werden sie verlesen.   

(2) Zu Verträgen mit auswärtigen Staaten und ähnlichen Verträgen, welche die politi-

schen Beziehungen des Bundes regeln oder sich auf Gegenstände der Bundesgesetz-

gebung beziehen (Artikel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes), sind Änderungsanträge nicht 

zulässig.   

(3) Solange nicht die letzte Einzelabstimmung erledigt ist, kann die Vorlage ganz oder 

teilweise auch an einen anderen Ausschuss zurückverwiesen werden; dies gilt auch 

für bereits beratene Teile.   

§ 73 Zusammenstellung der Änderungen   

(1) Wurden in der zweiten Beratung Änderungen beschlossen, so lässt sie der Präsident 

zusammenstellen.   

(2) Die Beschlüsse der zweiten bilden die Grundlage der dritten Beratung.   
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(3) Sind in der zweiten Beratung alle Teile eines Gesetzentwurfs abgelehnt worden, so 

ist die Vorlage abgelehnt und jede weitere Beratung unterbleibt.     

§ 74 Dritte Beratung von Gesetzentwürfen   

Die dritte Beratung erfolgt,   

a) wenn in zweiter Beratung keine Änderungen beschlossen worden sind, anschließend,   

b) wenn Änderungen beschlossen sind, frühestens am Tage nach Verteilung der Drucksa-

chen mit den beschlossenen Änderungen, früher nur, wenn auf Antrag einer Fraktion 

oder von fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages zwei Drittel der anwesen-

den Mitglieder des Bundestages es beschließen; bei Gesetzentwürfen der  Bundesre-

gierung, die für dringlich erklärt worden sind (Artikel 81 des  Grundgesetzes), kann die 

Fristverkürzung mit der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages beschlossen wer-

den. Für den Antrag gilt die Frist des § 17 Abs. 2 Satz 3. Sie beginnt mit einer allgemei-

nen Aussprache nur dann, wenn in zweiter Beratung keine allgemeine Aussprache 

stattgefunden hat und sie vom Ältestenrat empfohlen oder von anwesenden fünf vom 

Hundert der Mitglieder des Bundestages verlangt wird.     

§ 75 Schlussabstimmung 

Nach Schluss der dritten Beratung wird über den Gesetzentwurf abgestimmt. Sind die 

Beschlüsse der zweiten Beratung unverändert geblieben, so folgt die Schlussabstim-

mung unmittelbar. Wurden Änderungen vorgenommen, so muss die Schlussabstim-

mung auf Verlangen einer Fraktion oder von anwesenden fünf vom Hundert der Mit-

glieder des Bundestages ausgesetzt werden, bis die Beschlüsse zusammengestellt 

und verteilt sind. Über Verträge mit auswärtigen Staaten und ähnliche Verträge findet 

keine besondere Schlussabstimmung statt.   

§ 76 Verfahren zu Artikel 113 des Grundgesetzes   

(1) Macht die Bundesregierung von Artikel 113 Abs. 1 Satz 3 des Grundgesetzes Ge-

brauch, so ist die Beschlussfassung auszusetzen. Der Gesetzentwurf darf frühestens 

nach Eingang der Stellungnahme der Bundesregierung oder sechs Wochen nach Zu-

gang des Verlangens der Bundesregierung beim Bundestagspräsidenten auf die Ta-

gesordnung gesetzt werden.   

(2) Verlangt die Bundesregierung nach Artikel 113 Abs. 2 des Grundgesetzes, dass der 

Bundestag erneut Beschluss fasst, gilt der Gesetzentwurf als an den federführenden 

Ausschuss und an den Haushaltsausschuss zurückverwiesen.   

(3) Ist das beschlossene Gesetz dem Bundesrat gemäß § 98 bereits zugeleitet worden, 

hat der Präsident den Bundesrat von dem Verlangen der Bundesregierung in Kennt-

nis zu setzen. In diesem Fall gilt die Zuleitung als nicht erfolgt.     
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§ 77 Behandlung von Entschließungsanträgen   

(1) Über Entschließungsanträge wird nach der Schlussabstimmung über den Verhand-

lungsgegenstand oder, wenn keine Schlussabstimmung möglich ist, nach Schluss der 

Aussprache abgestimmt. Über Entschließungsanträge zu Teilen des Haushaltspla-

nes kann während der dritten Beratung abgestimmt werden.   

(2) Entschließungsanträge können einem Ausschuss nur überwiesen werden, wenn die 

Antragsteller nicht widersprechen. Auf Verlangen einer Fraktion oder von anwesen-

den fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages ist die Abstimmung auf den 

nächsten Sitzungstag zu verschieben.     

§ 78 Einberufung des Vermittlungsausschusses   

Auf Antrag einer Fraktion oder von fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages 

kann der Bundestag beschließen, zu Gesetzen, die der Zustimmung des Bundesrates 

bedürfen, die Einberufung des Vermittlungsausschusses zu verlangen (Artikel 77 

Abs. 2 Satz 4 des Grundgesetzes, § 64 Abs. 1 Buchstabe d).   

§ 79 Beratung von Beschlussempfehlungen des Vermittlungsausschusses 

Sieht der Einigungsvorschlag des Vermittlungsausschusses eine Änderung des vom 

Bundestag beschlossenen Gesetzes vor, gilt für die Behandlung des Einigungsvor-

schlages im Bundestag § 10 der Geschäftsordnung des Vermittlungsausschusses.   

§ 80 Rechtsverordnungen   

Rechtsverordnungen der Bundesregierung, die der Zustimmung des Bundestages be-

dürfen oder deren Aufhebung der Bundestag innerhalb einer bestimmten Frist ver-

langen kann, überweist der Präsident im Benehmen mit dem Ältestenrat unmittelbar 

an die zuständigen Ausschüsse. Dabei hat er eine Frist zu bestimmen, innerhalb der 

der federführende Ausschuss dem Bundestag einen Bericht vorzulegen hat. Der Be-

richt des Ausschusses ist auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Bundestages 

zu setzen. Legt der Ausschuss diesen Bericht nicht rechtzeitig vor, ist die Vorlage auch 

ohne Ausschussbericht zur Beschlussfassung auf die Tagesordnung der nächsten Sit-

zung des Bundestages zu setzen.     

§ 81 Misstrauensantrag gegen den Bundeskanzler   

(1) Der Bundestag kann auf Antrag gemäß Artikel 67 Abs. 1 des Grundgesetzes dem Bun-

deskanzler das Misstrauen aussprechen. Der Antrag ist von einem Viertel der Mitglie-

der des Bundestages oder einer Fraktion, die mindestens ein Viertel der Mitglieder 

des Bundestages umfasst, zu unterzeichnen und in der Weise zu stellen, dass dem 

Bundestag ein namentlich benannter Kandidat als Nachfolger zur Wahl vorgeschla-

gen wird. Anträge, die diesen Voraussetzungen nicht entsprechen, dürfen nicht auf 

die Tagesordnung gesetzt werden.   
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(2) Ein Nachfolger ist nur dann gewählt, wenn er die Stimmen der Mehrheit der Mitglie-

der des Bundestages auf sich vereinigt.   

(3) Für den Zeitpunkt der Wahl gilt Artikel 67 Abs. 2 des Grundgesetzes.   

§ 82 Vertrauensantrag des Bundeskanzlers   

(1) Der Bundeskanzler kann gemäß Artikel 68 des Grundgesetzes beantragen, ihm das 

Vertrauen auszusprechen; für den Zeitpunkt der Abstimmung über den Antrag gilt 

Artikel 68 Abs. 2 des Grundgesetzes.   

(2) Findet der Antrag nicht die Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder des Bundesta-

ges, kann der Bundestag binnen vierzehn Tagen auf Antrag eines Viertels der Mitglie-

der des Bundestages einen anderen Bundeskanzler wählen.     

§ 83 Dringliche Gesetzentwürfe der Bundesregierung nach Artikel 81 des 

Grundgesetzes    

(1) Gesetzentwürfe der Bundesregierung, die im Rahmen des Artikels 81 des Grundge-

setzes von der Bundesregierung als dringlich bezeichnet oder nach Erklärung des 

Gesetzgebungsnotstandes dem Bundestag erneut vorgelegt worden sind, müssen 

auf Verlangen der Bundesregierung auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung ge-

setzt werden. Absetzen von der Tagesordnung ist nur einmal möglich.   

(2) Der Gesetzentwurf gilt auch dann als abgelehnt, wenn zweimal in der zweiten oder 

dritten Beratung bei einer Einzel- oder Schlussabstimmung wegen Beschlussunfä-

higkeit ergebnislos abgestimmt worden ist.   

§ 84 Große Anfragen   

Große Anfragen an die Bundesregierung sind dem Präsidenten einzureichen; sie müs-

sen kurz und bestimmt gefasst sein und können mit einer kurzen Begründung verse-

hen werden.    

§ 85 Beantwortung und Beratung von Großen Anfragen   

Der Präsident teilt der Bundesregierung die Große Anfrage mit und fordert zur Erklä-

rung auf, ob und wann sie antworten werde. Nach Eingang der Antwort wird die 

Große Anfrage auf die Tagesordnung gesetzt. Die Beratung muss erfolgen, wenn sie 

von einer Fraktion oder von fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages ver-

langt wird.   

§ 86 Ablehnung der Beantwortung der Großen Anfragen   

Lehnt die Bundesregierung überhaupt oder für die nächsten drei Wochen die Beant-

wortung der Großen Anfrage ab, so kann der Bundestag die Große Anfrage zur Bera-

tung auf die Tagesordnung setzen. Sie muss erfolgen, wenn sie von einer Fraktion 
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oder von fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages verlangt wird. Vor der 

Aussprache kann einer der Anfragenden das Wort zu einer zusätzlichen mündlichen 

Begründung erhalten.   

§ 87 Beschränkung der Beratung über Große Anfragen   

Gehen Große Anfragen so zahlreich ein, dass sie die ordnungsgemäße Erledigung der 

Geschäfte gefährden, so kann der Bundestag zeitweilig die Beratungen darüber auf 

einen bestimmten wöchentlichen Sitzungstag beschränken. Auch in diesem Fall kann 

der Bundestag die Beratung über einzelne Große Anfragen an einem anderen Sit-

zungstag beschließen.    

§ 88 Kleine Anfragen   

(1) In Kleinen Anfragen kann von der Bundesregierung Auskunft über bestimmt be-

zeichnete Bereiche verlangt werden. Die Fragen sind dem Präsidenten einzureichen; 

sie dürfen keine unsachlichen Feststellungen oder Wertungen enthalten. Eine kurze 

Begründung kann angefügt werden.   

(2) Der Präsident fordert die Bundesregierung auf, die Fragen innerhalb von vierzehn 

Tagen schriftlich zu beantworten; er kann diese Frist im Benehmen mit dem Frage-

steller verlängern.     

§ 89 Fragen einzelner Mitglieder des Bundestages   

Jedes Mitglied des Bundestages ist berechtigt, kurze Einzelfragen zur mündlichen 

oder schriftlichen Beantwortung an die Bundesregierung zu richten. Das Nähere wird 

in Richtlinien geregelt.   

§ 90 Aktuelle Stunde und Befragung der Bundesregierung   

(1) Für die Aussprache über ein bestimmt bezeichnetes Thema von allgemeinem aktu-

ellem Interesse in Kurzbeiträgen von fünf Minuten (Aktuelle Stunde) gelten, soweit 

diese Geschäftsordnung nichts anderes vorschreibt, die Richtlinien (Anlage 3). 

(2) Zwei mal im Monat findet eine Befragung der Bundesregierung statt, bei der die Mit-

glieder des Bundestages Fragen von aktuellem Interesse an die Bundesregierung im 

Rahmen ihrer Verantwortlichkeit stellen können. Das Nähere wird in Richtlinien ge-

regelt (Anlage 4). 

§ 91 Immunitätsangelegenheiten   

(1) Ersuchen in Immunitätsangelegenheiten sind vom Präsidenten unmittelbar an den 

Ausschuss, zuständig für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung weiterzu-

leiten.   
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(2) Dieser hat Grundsätze über die Behandlung von Ersuchen auf Aufhebung der Immu-

nität von Mitgliedern des Bundestages aufzustellen und diese Grundsätze zum Aus-

gangspunkt seiner in Einzelfällen zu erarbeitenden Beschlussempfehlungen an den 

Bundestag zu machen. 
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VIII. Behandlung von Petitionen   

§ 92 Zuständigkeit des Petitionsausschusses   

(1) Dem gemäß Artikel 45c des Grundgesetzes vom Bundestag zu bestellendem Petiti-

onsausschuss obliegt die Behandlung der nach Artikel 17 des Grundgesetzes an den 

Bundestag gerichteten Bitten und Beschwerden. Aufgaben und Befugnisse des 

Wehrbeauftragten des Bundestages bleiben unberührt.   

(2) Soweit sich aus dem Gesetz über die Befugnisse des Petitionsausschusses des Deut-

schen Bundestages nichts anderes ergibt, werden die Petitionen gemäß den nachfol-

genden Bestimmungen behandelt.     

§ 93 Überweisung der Petitionen   

(1) Der Präsident überweist die Petitionen an den Petitionsausschuss. Dieser holt eine 

Stellungnahme der Fachausschüsse ein, wenn die Petitionen einen Gegenstand der 

Beratung in diesen Fachausschüssen betreffen.   

(2) Mitglieder des Bundestages, die eine Petition überreichen, sind auf ihr Verlangen zu 

den Ausschussverhandlungen mit beratender Stimme zuzuziehen. 

§ 94 Rechte des Petitionsausschusses   

(1) Der Petitionsausschuss hat Grundsätze über die Behandlung von Bitten und Be-

schwerden aufzustellen und diese Grundsätze zum Ausgangspunkt seiner Entschei-

dung im Einzelfall zu machen.   

(2) Soweit Ersuchen um Aktenvorlage, Auskunft oder Zutritt zu Einrichtungen unmittel-

bar an Behörden des Bundes, bundesunmittelbare Körperschaften, Anstalten und 

Stiftungen des öffentlichen Rechts gerichtet werden, ist das zuständige Mitglied der 

Bundesregierung zu verständigen.   

(3) Von der Anhörung des Petenten, Zeugen oder Sachverständigen ist das zuständige 

Mitglied der Bundesregierung rechtzeitig zu unterrichten. 

  



 

 

IX. Beurkundung und Vollzug der Beschlüsse des Deutschen Bundestages 39 

IX. Beurkundung und Vollzug der Beschlüsse des Deutschen 

Bundestages     

§ 95 Plenarprotokolle   

(1) Sobald die Möglichkeit gegeben ist, wird ein Plenarprotokoll gefertigt.   

(2) Die Plenarprotokolle werden an die Mitglieder des Bundestages verteilt.    

§ 96a Prüfung und Korrektur der Niederschrift   

(1) Jeder Redner erhält die Niederschrift seiner Rede zur Prüfung. Widerspricht er dieser 

nicht binnen eines Tages, gilt die Rede als genehmigt.   

(2) Durch Korrekturen, die der Redner an der Niederschrift vornimmt, darf der Sinn der 

Rede oder ihrer einzelnen Teile nicht geändert werden. Ergeben sich hinsichtlich der 

Zulässigkeit einer Korrektur Zweifel und wird keine Verständigung zwischen dem 

Redner und dem Leiter des Stenographischen Dienstes erzielt, so ist die Entschei-

dung des amtierenden Präsidenten einzuholen.   

(3) Der Präsident kann alle Beweismittel heranziehen.  

§ 96b Niederschrift von Zwischenrufen   

(1) Ein Zwischenruf, der in die Niederschrift aufgenommen worden ist, wird Bestandteil 

des Plenarprotokolls, es sei denn, dass er mit Zustimmung des Präsidenten und der 

Beteiligten gestrichen wird.   

(2) Ein Zwischenruf, der dem Präsidenten entgangen ist, kann auch noch in der nächsten 

Sitzung gerügt werden.     

§ 97 Beurkundung der Beschlüsse, Amtliches Protokoll   

(1) Über jede Sitzung ist ein Beschlussprotokoll (Amtliches Protokoll) zu fertigen, das 

vom Präsidenten unterzeichnet wird. 

(2) Das Amtliche Protokoll wird an die Mitglieder des Bundestages verteilt und gilt als 

genehmigt, wenn bis zu dem auf die Verteilung folgenden Sitzungstag kein Einspruch 

erhoben wird.    

§ 97a Einspruch gegen das Amtliche Protokoll   

Wird gegen das Amtliche Protokoll Einspruch erhoben und dieser nicht durch die Er-

klärung des Präsidenten erledigt, so befragt der Präsident den Bundestag. Wird der 

Einspruch für begründet erachtet, so ist die neue Fassung der beanstandeten Stelle 

dem nächsten Amtlichen Protokoll beizufügen.   
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§ 98 Übersendung beschlossener Gesetze   

(1) Der Präsident des Bundestages übersendet das beschlossene Gesetz unverzüglich 

dem Bundesrat (Artikel 77 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes).   

(2) Je einen Abdruck des Gesetzesbeschlusses übersendet der Präsident an den Bundes-

kanzler und an den federführenden Minister und teilt dabei mit, wann die Zuleitung 

des beschlossenen Gesetzes an den Bundesrat nach Artikel 77 Abs. 1 Satz 2 des 

Grundgesetzes erfolgt ist.   

(3) Werden vor Übersendung nach Absatz 1 in der vom Bundestag in der Schlussabstim-

mung angenommenen Fassung des Gesetzes Druckfehler oder andere offenbare Un-

richtigkeiten festgestellt, kann der Präsident im Einvernehmen mit dem federführen-

den Ausschuss eine Berichtigung veranlassen. Ist das Gesetz gemäß Absatz 1 bereits 

übersandt, macht der Präsident nach Einwilligung des federführenden Ausschusses 

den Präsidenten des Bundesrates auf die Druckfehler oder andere offenbare Unrich-

tigkeiten mit der Bitte aufmerksam, sie im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu be-

richtigen. Von dieser Bitte ist dem Bundeskanzler und dem federführenden Minister 

Mitteilung zu machen.   

§ 99 Elektronische Dokumente   

Soweit für die Einbringung von Vorlagen Schriftform vorgesehen ist, genügt dieser 

Form die Aufzeichnung als elektronisches Dokument, wenn dieses für die weitere Be-

arbeitung geeignet ist.   

§ 100 Unerledigte Gegenstände   

Am Ende der Wahlperiode des Bundestages gelten alle Vorlagen als erledigt. Dies gilt 

nicht für Petitionen und für Vorlagen, die keiner Beschlussfassung bedürfen sowie für 

Gesetzesentwürfe, deren erste Lesung bereits abgeschlossen ist.  
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X. Abweichungen und Auslegung dieser Geschäftsordnung     

§ 101 Abweichung von dieser Geschäftsordnung   

Abweichungen von den Vorschriften dieser Geschäftsordnung können im einzelnen 

Fall mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder des Bundestages beschlos-

sen werden, wenn die Bestimmungen des Grundgesetzes dem nicht entgegenstehen.    

§ 102 Auslegung dieser Geschäftsordnung   

(1) Während einer Sitzung des Bundestages auftretende Zweifel über die Auslegung die-

ser Geschäftsordnung entscheidet der Präsident für den Einzelfall. Im Übrigen obliegt 

die Auslegung dieser Geschäftsordnung dem Ausschuss für  Wahlprüfung, Immunität 

und Geschäftsordnung; der Präsident, ein Ausschuss, eine  Fraktion, ein Viertel der 

Mitglieder des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung oder 

fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages können verlangen, dass die Ausle-

gung dem Bundestag zur Entscheidung vorgelegt wird.   

(2) Wird ein entsprechendes Verlangen gemäß Absatz 1 Satz 2 nicht vorgebracht, ent-

scheidet der Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung, in wel-

cher Form seine Auslegung bekanntzumachen ist.      
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XI. Anlagen   

Anlagen dieser Geschäftsordnung sind: 
1. Geheimschutzordnung des Bundestages 

2. Richtlinien für die Fragestunde und für die schriftlichen Einzelfragen 

3. Richtlinien für Aussprachen zu Themen von allgemeinem aktuellen Interesse 

4. Richtlinien für die Befragung der Bundesregierung 
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Anlage 1: Geheimschutzordnung des Bundestages    

§ 1 Anwendungsbereich   

(1) Diese Geheimschutzordnung gilt für Verschlusssachen (VS), die innerhalb des Bun-

destages entstehen oder dem Bundestag, seinen Ausschüssen oder Mitgliedern des 

Bundestages zugeleitet wurden. Die für die Ausschüsse geltenden Vorschriften fin-

den Anwendung auf andere Gremien, die vom Bundestag bzw. den Ausschüssen ein-

gesetzt sind oder auf gesetzlicher Grundlage beruhen.   

(2) VS sind Angelegenheiten aller Art, die durch besondere Sicherheitsmaßnahmen ge-

gen die Kenntnis durch Unbefugte geschützt werden müssen.   

(3) VS können alle Formen der Darstellung von Kenntnissen und Erkenntnissen sein. 

Zwischenmaterial (z. B. Vorentwürfe, Aufzeichnungen auf Tonträger, Stenogramme, 

Kohlepapier, Schablonen, Fehldrucke, u.U. auch Löschpapier) ist wie eine VS zu be-

handeln.   

§ 2 Geheimhaltungsgrade   

(1) VS werden je nach dem Schutz, dessen sie bedürfen, in folgende Geheimhaltungs-

grade eingestuft: 

Ausschrift Abkürzung 

STRENG GEHEIM str. geh. 

GEHEIM geh. 

VS-VERTRAULICH VS-Vertr. 

VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH VS-NfD. 

(2) Als STRENG GEHEIM eingestuft werden VS, deren Kenntnis durch Unbefugte den Be-

stand der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder gefährden würde.   

(3) Als GEHEIM eingestuft werden VS, deren Kenntnis durch Unbefugte die Sicherheit der 

Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder gefährden, ihren Interessen 

oder ihrem Ansehen schweren Schaden zufügen oder für einen fremden Staat von 

großem Vorteil sein würde.   

(4) Als VS-VERTRAULICH eingestuft werden VS, deren Kenntnis durch Unbefugte den In-

teressen oder dem Ansehen der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Län-

der abträglich oder für einen fremden Staat von Vorteil sein könnte.   

(5) VS, die nicht unter die Geheimhaltungsgrade STRENG GEHEIM, GEHEIM oder VS-VER-

TRAULICH fallen, aber nicht für die Öffentlichkeit bestimmt sind, erhalten den Ge-

heimhaltungsgrad VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH. Protokolle über nichtöffentliche 

Sitzungen der Ausschüsse sind grundsätzlich keine Verschlusssachen im Sinne der 

Geheimschutzordnung des Bundestages.   

(6) Die Kennzeichnung von VS erfolgt unter entsprechender Anwendung der Ver-

schlusssachenanweisung für die Bundesbehörden.   
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§ 2a Private Geheimnisse   

(1) Als GEHEIM können auch wichtige Geschäfts-, Betriebs-, Erfindungs-, Steuer- oder 

sonstige private Geheimnisse oder Umstände des persönlichen Lebensbereichs ein-

gestuft werden, deren Kenntnis durch Unbefugte dem Berechtigten schweren Scha-

den zufügen würde.   

(2) Als VERTRAULICH können die in Absatz 1 bezeichneten Geheimnisse oder Umstände 

eingestuft werden, deren Kenntnis durch Unbefugte dem Interesse des Berechtigten 

abträglich sein könnte.   

§ 3 Wahl und Änderung der Geheimhaltungsgrade   

(1) Von Geheimeinstufungen ist nur der unbedingt notwendige Gebrauch zu machen. VS 

sind nicht höher einzustufen, als es ihr Inhalt erfordert.   

(2) Den Geheimhaltungsgrad der VS bestimmt die herausgebende Stelle. Sie teilt die Än-

derung oder Aufhebung des Geheimhaltungsgrades einer VS dem Empfänger schrift-

lich mit.   

(3) Herausgebende Stelle im Sinne des Absatzes 2 sind bei VS, die innerhalb des Bun-

destages entstehen,    

der Präsident,   

die Vorsitzenden der Ausschüsse,   

weitere vom Präsidenten ermächtigte Stellen.   

§ 3a Einsichtnahme in Verschlusssachen   

Verschlusssachen der Geheimhaltungsgrade Streng geheim oder Geheim dürfen nur 

in den Räumen der Geheimregistratur eingesehen werden. Abweichend hiervon kön-

nen Verschlusssachen Mitgliedern von Untersuchungsausschüssen sowie von Gre-

mien, die auf Grund rechtlicher Grundlage regelmäßig geheim tagen, zur Einsicht-

nahme in ihren Büroräumen ausgegeben werden, sofern diese mit VS-Verwahrgelas-

sen ausgestattet und die Verschlusssachen dem Bundestag zum Zwecke der Auftrags-

erledigung dieses Gremiums zugeleitet worden sind. Satz 2 gilt für Personen entspre-

chend, die vom Präsidenten hierzu ermächtigt werden.   

§ 4 Kenntnis und Weitergabe einer VS   

(1) Über den Inhalt einer VS des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und höher darf 

nicht umfassender und früher unterrichtet werden, als dies aus Gründen der parla-

mentarischen Arbeit unerlässlich ist.   

(2) Im Rahmen des Absatzes 1 darf ein Mitglied des Bundestages, dem eine VS des Ge-

heimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und höher zugänglich gemacht worden ist, an-

dere Mitglieder des Bundestages davon in Kenntnis setzen.   
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(3) Fraktionsangestellten und Mitarbeitern von Mitgliedern des Bundestages dürfen VS 

des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und höher in diesem Rahmen nur zugäng-

lich gemacht werden, wenn sie vom Präsidenten zum Umgang mit VS ermächtigt und 

zur Geheimhaltung förmlich verpflichtet sind. Satz 1 gilt für einen Ermittlungsbeauf-

tragten gemäß § 10 des Untersuchungsausschussgesetzes und seine Hilfskräfte ent-

sprechend.   

(4) Anderen Personen dürfen VS des Geheimhaltungsgrades VS-NUR FÜR DEN DIENSTGE-

BRAUCH und höher nur mit Zustimmung der herausgebenden Stelle zugänglich ge-

macht werden, wenn sie zum Umgang mit VS ermächtigt und zur Geheimhaltung 

förmlich verpflichtet sind.   

§ 5 Ferngespräche über VS   

Über Angelegenheiten des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH oder höher dürfen 

Ferngespräche nur in außergewöhnlichen und dringenden Fällen geführt werden. In 

diesen Fällen sind die Gespräche so vorsichtig zu führen, dass der Sachverhalt Dritten 

nicht verständlich wird. Ist der Gesprächspartner nicht mit Sicherheit festzustellen, 

so ist ein Kontrollanruf erforderlich.   

§ 6 Herstellung von Duplikaten   

Der Empfänger von VS der Geheimhaltungsgrade VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH und 

höher darf weitere Exemplare (Abschriften, Abdrucke, Ablichtungen und derglei-

chen) sowie Auszüge nur von der Geheimregistratur herstellen lassen; für VS des Ge-

heimhaltungsgrades STRENG GEHEIM ist außerdem die Zustimmung der herausgeben-

den Stelle erforderlich. Sie sind wie die Original-VS zu behandeln.   

§ 7 Behandlung von VS in Ausschüssen   

(1) Die Ausschüsse können für einen Beratungsgegenstand oder für Teile desselben ei-

nen Geheimhaltungsgrad beschließen. Wird über VS der  Geheimhaltungsgrade VS- 

VERTRAULICH und höher beraten, führt der Vorsitzende die entsprechende Beschluss-

fassung unverzüglich in derselben Sitzung herbei und stellt vor Beginn der Beratun-

gen fest, dass sich keine unbefugten Personen im Sitzungssaal aufhalten.   

(2) Bei Beratungen über STRENG GEHEIM- oder GEHEIM-Angelegenheiten dürfen nur die Be-

schlüsse protokolliert werden. Der Ausschuss kann beschließen, dass die Beratungen 

dem Inhalt nach festgehalten werden; in diesem Fall hat er über Auflage und Vertei-

lung der Protokolle zu beschließen.   

(3) Bei Beratungen über VS-VERTRAULICH -Angelegenheiten kann ein Protokoll angefer-

tigt werden; Absatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz gilt entsprechend. Der Ausschuss kann 

jedoch beschließen, dass nur die Beschlüsse festgehalten werden.   

(4) Werden VS des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH oder höher einem Ausschuss 

zugeleitet, dürfen sie nur in der Sitzung und längstens für deren Dauer ausgegeben 

werden. Bei Unterbrechung der Sitzung kann die Rückgabe unterbleiben, wenn die 
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Überwachung des Sitzungsraumes durch die Hausinspektion sichergestellt ist. Der 

Ausschussvorsitzende kann bestimmen, dass VS der Geheimhaltungsgrade GEHEIM 

und VS-VERTRAULICH an die Berichterstatter des Ausschusses und in besonderen Fäl-

len anderen Mitgliedern des Ausschusses bis zum Abschluss der Ausschussberatun-

gen über den Beratungsgegenstand, auf den sich die VS bezieht, ausgegeben und in 

den dafür zulässigen VS-Behältnissen aufbewahrt werden.   

(5) Für VS des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH kann der Ausschuss in Fällen des 

Absatzes 4 anders beschließen.   

(6) VS des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und GEHEIM können, sofern sie im Aus-

schuss entstanden sind, mit Genehmigung des Ausschussvorsitzenden nach Regist-

rierung in der Geheimregistratur in den dafür vorgesehenen VS-Behältnissen des 

Ausschusses zeitweilig aufbewahrt werden. Sie sind an die Geheimregistratur zu-

rückzugeben, sobald sie im Ausschuss nicht mehr benötigt werden.   

(7) Stellt sich erst im Laufe oder am Schluss der Beratungen heraus, dass die Beratungen 

als VS-VERTRAULICH oder höher zu bewerten sind, kann der Ausschuss die erforderli-

chen Sicherheitsmaßnahmen nachträglich beschließen.   

§ 8 Registrierung und Verwaltung von VS   

(1) Werden VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH oder höher dem Bundestag, 

seinen Ausschüssen oder Mitgliedern des Bundestages zugeleitet, sind sie, soweit 

sie nicht über die Geheimregistratur geleitet worden sind, grundsätzlich dieser zur 

Registrierung und Verwaltung zuzuleiten.   

(2) Im Bundestag entstehende VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher 

sind grundsätzlich ebenfalls der Geheimregistratur zur Registrierung und Verwal-

tung zuzuleiten.   

(3) Der Empfang von VS des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH oder höher ist 

schriftlich zu bestätigen.   

(4) VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher sind in der Geheimregist-

ratur oder den hierfür vom Präsidenten bestimmten Räumen aufzubewahren.   

(5) VS des Geheimhaltungsgrades VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH sind unter Verschluss 

aufzubewahren; dieses ist nicht notwendig, wenn sie in Räumen aufbewahrt wer-

den, zu denen Außenstehende keinen Zugang haben.   

§ 9 Vernichtung von VS   

VS einschließlich des im Bundestag entstehenden Zwischenmaterials sind, wenn sie 

nicht mehr benötigt werden, der Geheimregistratur zuzuleiten. Soweit die VS nicht 

aufzubewahren sind, werden sie durch die Geheimregistratur vernichtet.   

§ 10 Weiterleitung von VS   

(1) VS der Geheimhaltungsgrade STRENG GEHEIM und GEHEIM sind bei Beförderung inner-

halb des Hauses grundsätzlich über die Geheimregistratur zu leiten. Sie dürfen nur 
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durch entsprechend ermächtigte Personen weitergeleitet werden. Ist aus dringen-

dem Grund eine Von-Hand-zu-Handübergabe erfolgt, ist die Geheimregistratur nach-

träglich in Kenntnis zu setzen.   

(2) VS des Geheimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH können unter Benachrichtigung der 

Geheimregistratur von Hand zu Hand an zum Empfang berechtigte Personen weiter-

gegeben werden.   

(3) Die Versendung von VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH und höher wird 

von der Geheimregistratur nach den Bestimmungen der Verschlusssachenanweisung 

für die Bundesbehörden vorgenommen.   

§ 11 Mitnahme von VS   

(1) Die Mitnahme von VS der Geheimhaltungsgrade STRENG GEHEIM und GEHEIM aus den 

der Verwaltung des Bundestages unterstehenden Räumen ist unzulässig. Der Präsi-

dent kann die Mitnahme zulassen, wenn unabweisbare Gründe dies erfordern. Er legt 

gleichzeitig fest, wie die VS zu befördern sind.   

(2) Bei der Mitnahme von VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH oder höher ist 

für die ununterbrochene sichere Aufbewahrung zu sorgen. Steht für VS der Geheim-

haltungsgrade STRENG GEHEIM oder GEHEIM kein Stahlschrank mit Kombinations- und 

Sicherheitsschloss zur Verfügung, muss der Inhaber die VS ständig bei sich führen. 

Die Zurücklassung in Kraftwagen, die Verwahrung in Hotelsafes oder auf Bahnhöfen 

und dergleichen ist unzulässig. Bei Aufenthalten im Ausland ist die VS nach Möglich-

keit bei den deutschen Vertretungen aufzubewahren.   

(3) In der Öffentlichkeit dürfen VS der Geheimhaltungsgrade VS-VERTRAULICH oder höher 

nicht gelesen und erörtert werden.   

§ 12 Mitteilungspflicht   

Jeder Verdacht, jede Wahrnehmung oder jeder Vorfall, der auf Anbahnungsversuche 

fremder Nachrichtendienste oder darauf schließen lässt, dass Unbefugte Kenntnis 

vom Inhalt von VS erhalten haben, sowie der Verlust von VS der  Geheimhaltungs-

grade VS-VERTRAULICH oder höher oder der Verlust von  Sicherheitsschlüsseln ist 

unverzüglich dem Präsidenten oder dem  Geheimschutzbeauftragten der Verwaltung 

des Deutschen Bundestages mitzuteilen.   

§ 13 Ausführungsbestimmungen   

Der Präsident ist ermächtigt, Ausführungsbestimmungen zu erlassen.  
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Anlage 2: Richtlinien für die Fragestunde und für die schriftli-

chen Einzelfragen 

I. Fragerecht 

(1) In der ersten Sitzungswoche eines Monats wird eine Fragestunde mit einer Dauer von 

höchstens 45 Minuten durchgeführt. Werden bis zum Ablauf der Frist nach Nr. 8 

keine Fragen eingereicht, entfällt die Fragestunde. Jedes Mitglied des Bundestages ist 

berechtigt, für eine Fragestunden bis zu zwei Fragen zur mündlichen Beantwortung 

an die Bundesregierung zu richten. Die Fragen müssen kurz gefasst sein und eine 

kurze Beantwortung ermöglichen. Sie dürfen keine unsachlichen Feststellungen oder 

Wertungen enthalten. Jede Frage darf in zwei Unterfragen unterteilt sein. Die Fragen 

werden nach den Geschäftsbereichen der Bundesregierung in einer Drucksache zu-

sammengestellt. Der Präsident bestimmt, in welcher Reihenfolge die Geschäftsberei-

che aufgerufen werden. 

(2) Zulässig sind Fragen aus den Bereichen, für die die Bundesregierung unmittelbar 

oder mittelbar verantwortlich ist. 

(3) Der Fragesteller ist berechtigt, bis zu zwei Zusatzfragen zu stellen, wenn die Frage 

mündlich beantwortet wird. Für Zusatzfragen gilt Nummer 1 Satz 3 bis 5 entspre-

chend. 

(4) Der Präsident soll weitere Zusatzfragen durch andere Mitglieder des Bundestages zu-

lassen, soweit dadurch die ordnungsgemäße Abwicklung der Fragestunde nicht ge-

fährdet wird. 

(5) Zusatzfragen, die nicht in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Hauptfrage 

stehen, weist der Präsident zurück. 

II. Die Einreichung der Fragen 

(1) Die Fragen sind dem Präsidenten (Parlamentssekretariat) einzureichen. 

(2) Fragen werden erst in die Drucksache zur Fragestunde aufgenommen, wenn sie der 

Nummer 1 Satz 3 bis 5 und Nummer 2 Satz 1 entsprechen. 

(3) Mündliche Fragen müssen spätestens bis 18 Uhr am Tage vor der beim Präsidenten 

vorliegen. Er leitet sie bis 20 Uhr dieses Tages an die Bundesregierung weiter. 

III. Durchführung der Fragestunde 

(1) Der Präsident ruft die Nummer der Frage und den Namen des Fragestellers auf. Fra-

gen dürfen nur beantwortet werden, wenn der Fragesteller anwesend ist. Ist der Fra-

gesteller nicht anwesend, wird seine Frage nur dann schriftlich beantwortet, wenn er 

bis zum Aufruf des Geschäftsbereichs beim Präsidenten um schriftliche Beantwor-

tung gebeten hat. 
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(2) Ist der zuständige Bundesminister oder sein Vertreter nicht anwesend, so kann der 

Fragesteller verlangen, dass seine Fragen zu Beginn der Fragestunde aufgerufen wer-

den, in der der Bundesminister oder sein Vertreter anwesend ist; sein Fragerecht darf 

hierdurch nicht eingeschränkt werden. 

(3) Fragen, die in den Fragestunden einer Woche aus Zeitmangel nicht beantwortet wer-

den, beantwortet die Bundesregierung schriftlich, sofern der Fragesteller nicht vor 

Schluss der letzten Fragestunde einer Woche gegenüber dem Sitzungsvorstand seine 

Fragen zurückzieht. Die schriftlichen Antworten werden in den Anhang zum Plenar-

protokoll aufgenommen.  
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Anlage 3: Richtlinien für Aussprachen zu Themen von allgemei-

nem aktuellen Interesse 

I. Voraussetzungen der Aktuellen Stunde 

1. Eine Aktuelle Stunde (§ 90) findet statt, wenn sie 

a. im Ältestenrat vereinbart wurde, 

b. von einer Fraktion oder von anwesenden fünf vom Hundert der Mitglieder des 

Bundestages zu der Antwort der Bundesregierung auf eine mündliche Anfrage 

oder 

c. unabhängig von einer für die Fragestunde eingereichten Frage von einer Fraktion 

oder von fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages verlangt wird. 

2.  

a. Die Aussprache nach I. 1. B. muss unmittelbar nach Schluss der Fragestunde ver-

langt und durchgeführt werden. 

b. Das Verlangen auf eine Aussprache [I. 1. c.] ist dem Präsidenten unter Angabe des 

Themas bis spätestens 12.00 Uhr des Vortages vorzulegen. Ist die Tagesordnung 

bereits verteilt, wird ihre Ergänzung durch den Präsidenten mitgeteilt. 

II. Rangfolge der Aussprache 

(1) An einem Sitzungstag des Bundestages wird nur eine Aussprache durchgeführt. 

(2) Ist eine Aussprache vereinbart worden [I. 1. a.], kann eine weitere Aussprache für 

diesen Sitzungstag nicht verlangt werden. 

(3) Eine Aussprache, die unabhängig von einer für die Fragestunde eingereichten Frage 

verlangt wird [I. 1. c.], wird auf den nachfolgenden Sitzungstag vertagt, wenn für ei-

nen Sitzungstag eine Aussprache zu der Antwort der Bundesregierung auf eine 

mündliche Anfrage [I. 1. b.] verlangt wird. Die vertagte Aussprache geht dann den an-

deren Möglichkeiten zur Aussprache vor. 

III. Dauer und Redeordnung der Aussprache 

1. (1) Die Aussprache dauert höchstens eine Stunde. Sprechen weniger Mit

 glieder einer Fraktion, als aus deren Mitte das Wort erhalten können, 

 verkürzt sich die Aussprache um die ihnen zustehende Redezeit. 

(2)  Die von Mitgliedern der Bundesregierung, des Bundesrates oder ihren Beauf-

tragten in Anspruch genommene Redezeit bleibt unberücksichtigt. Über-

schreitet die von Mitgliedern der Bundesregierung, des Bundesrates oder ih-

ren Beauftragten in Anspruch genommene Redezeit dreißig Minuten, so ver-

längert sich die Dauer der Aussprache um dreißig Minuten. 

(3) Ergreift ein Mitglied der Bundesregierung, des Bundesrates oder einer ihrer 

Beauftragten nach Ablauf der vorgeschriebenen Dauer der Aussprache oder in 

der Aussprache so spät das Wort, dass eine Erwiderung von fünf Minuten nicht 
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mehr möglich ist, so erhält auf Verlangen einer Fraktion oder von anwesenden 

fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages erneut je ein Sprecher der 

Fraktionen das Wort. Bei einer Aussprache auf Verlangen erhält als erster 

Redner eines der Mitglieder des Bundestages das Wort, die die Aussprache 

verlangt haben [I. 1. b) und c)]. 

2. (1)  Der einzelne Redner darf nicht länger als fünf Minuten sprechen. Spricht 

 ein Redner kürzer als fünf Minuten, verkürzt sich die Aussprache um  die 

nicht in Anspruch genommene Redezeit. 

(2)  Spricht ein Mitglied der Bundesregierung, des Bundesrates oder einer ihrer 

Beauftragten länger als zehn Minuten, so findet § 31 Abs. 2 Anwendung. 

3. Für die Reihenfolge der Worterteilung gilt § 9 mit der Maßgabe, dass die Aussprache 

von einem der Mitglieder eröffnet wird, die die Aussprache verlangt haben. 

4. Anträge zur Sache können nicht gestellt werden. 
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Anlage 4: Richtlinien für die Befragung der Bundesregierung 

1. In der dritten Sitzungswoche eines Monats wird eine Regierungsbefragung durchgeführt. 

Die Befragung dauert in der Regel 30 Minuten. Der Präsident kann die Befragung um bis 

zu 15 Minuten verlängern.  

2. Die Bundesregierung übermittelt den Fraktionen die Tagesordnung des Kabinetts, nach-

dem diese festgestellt worden ist. 

3. Die Mitglieder des Bundestages können an die Bundesregierung Fragen von aktuellem 

Interesse im Rahmen ihrer Verantwortlichkeit stellen. Die Fragen können durch Bemer-

kungen eingeleitet werden. Sie müssen kurz gefasst sein und kurze Antworten ermögli-

chen. Zu jeder Frage ist eine Nachfrage durch den Fragesteller möglich. 

4. An der Befragung nehmen mindestens drei Mitglieder der Bundesregierung nach einer 

zuvor festgelegten Reihenfolge teil. Diese Mitglieder der Bundesregierung antworten 

vorrangig. Fragen zu den Fachthemen anderer Bundesministerien können durch weitere 

anwesende Mitglieder der Bundesregierung oder durch Parlamentarische Staatssekre-

täre des zuständigen Bundesministeriums beantwortet werden. 

5. Zu Beginn der Befragung erhält ein Mitglied der Bundesregierung auf Verlangen für bis 

zu fünf Minuten das Wort zu einleitenden Ausführungen. 

6. Der Präsident erteilt das Wort unter Berücksichtigung der Regeln des § 9 der Geschäfts-

ordnung des Bundestages. In einem ersten Abschnitt sollen Fragen zum Bericht und zum 

Geschäftsbereich der turnusgemäß anwesenden Mitglieder der Bundesregierung aufge-

rufen werden, gefolgt von Fragen zu den vorangegangenen Kabinettssitzungen und all-

gemeinen Fragen. 

7. Einmal im Monat findet auf Verlangen von mindestens einem Viertel der Mitglieder des 

Bundestages eine Befragung des Bundeskanzlers statt. Das Verlangen muss dem Präsi-

denten bis spätestens zwei Tage vor der Sitzung um 18 Uhr vorliegen. Für den Bundes-

kanzler besteht Anwesenheitspflicht. Ist er aus dringenden Gründen verhindert, vertritt 

ihn sein Stellvertreter. Findet in der Sitzung, für die die Befragung des Kanzlers verlangt 

wird, turnusgemäß eine Regierungsbefragung oder Fragestunde statt, wird diese auf die 

nächste Plenarsitzung verschoben. Im Übrigen gelten die vorstehenden Regelungen ent-

sprechend. 
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